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Sozialetat und soziale Belastung

Vr Begriff „soziale Belastung" ist schon lange
ein Streitobjekt vor allem /.wischen AG. und

AN. Soweit Wissenschaftler diese Frage be-

mndelten, haben sie sich der einen oder

inderen Gruppe zugeschlagen. Solche Arbeiten

waren natürlich nur ausgesprochene Streit¬

schriften und keine objektiven Darstellungen
wissenschaftlicher Forschu igsergebnisse.

Erst in den letzten Jahren ist ein ernsten»

Bemühen um die „objckti\ Erkenntnis zu

^püren. Von neuen Veröffentlichungen nennen

wir die Schriften von Hans Bürger „Sozial¬

versicherung und Reichshaushalt" (Berlin, Carl

1 leymanns Verlag, 1930) und Alois Egger
.Die Belastung der deutschen Wirtschaft durch

?lie Sozialversicherung" (Jena 1929). Die erstere

behandelt aber nur ein Teilproblem, während

die letztere in ihrer theoret.sehen Untersuchung
noch große Mängel aufweist, insbesondere die

Grundbegriffe nicht klärt. Jetzt ist ein neues

Werk erschienen, das sich zum ersten Male um

lie systematische und begriffliche Erfassung des

gesamten Problems der sozialen Leistungen
•md sozialen Lasten bemüht. Das Buch von

1 i x B o e s 1 e r „Sozialetat und soziale Be-

istung" (Verlag Paul Parey, Berlin, 1931
f
Preis

12 RM.) stellt eine ausgezeichnete Auseinander¬

setzung mit allen wichtigen Fragestellungen dar,
lie im Laufe der letzten 30 Jahre bekannt¬

geworden sind. Es ist ein Buch, das sich

•leicherweise an Theoretiker und an Praktiker

»endet und das in die Hände der Politiker wie

•sonders der Gewerkschafter gehört.

Die Klarstellung der Begriffe.

Von dem Tatbestand ausgehend, <\<\l\ „die

^oziallastendiskussion . . .
bisher von der

Wissenschaft in einem zu oberflächlichen, von

len Politikern in einem zu sehr auf Ver-

chleierung der Wahrheit gerichteten Verfahren

führt worden44 ist, versucht Boesler zu

iner klaren Terminologie und einem festeil

»egriffsgerüst zu kommen. Er unterscheidet drei

lauptbegriffe: 1. soziale Lasten, 2. soziale Be-

istung, 3. Sozialetat.

>er Begriff der sozialen L isten wii

vie folgt abgeleitet: Im Verfolg einer

Diplomkaufmann Kurt Hirche, Mannheim

politischen Maßnahme entstehen „Kosten", wo¬

bei Kosten eine Geldsumme darstellen, die

zur Erfüllung eines bestimmten Zweckes auf¬

gewendet werden muß. „Wird die Frage nach

den Trügern der Kosten angeschnitten, dann

wandelt sich der Kostenbegriff in den Lasten¬

begriff. Beispiel: Eine sozialpolitische Maß¬

nahme kostet 1 Million Mark; hieraus ent¬

stehen Lasten für den oder die Träger der

Maßnahmen in gleicher Höhe. „Kosten" stellen

immer die Gesamtsumme dar, „Lasten" da¬

gegen können Teilsummen sein. „Ohne zu¬

nächst auf die Auslegung des Lastenprädikats
„sozial" Rücksicht zu nehmen, nenne ich

soziale Lasten diejenigen Kosten-

teile, die auf die* Träger der Kosten

> o z i a 1 e r" Maßnahmen im ein¬

zelnen und in ihrer Summe ent¬

fallen" (Boesler S. 30 37).

Der Begriff des „Sozialetats ist schon

schwieriger zu umreißen. Verschiedene Auf"

tassungen gibt es, die darunter nur rlie Ein¬

nahmen der SV. aus Beiträgen, ändert», die

darunter ihre Ausgaben verstehen, eiritt

die damit die Gesamtheit der sozialpolitischen
Ausgaben, wieder andere, die den Haushalt d*

RAM. meinen. Einige sprechen vom „Sozial¬

etat der Unternehmung", andere von dem der

„deutschen Wirtschaft". Boesler weist nach,

daß die Beschränkung des Begriffs auf das Ge¬

biet der Sozialversicherung (SV.-Etat)

zu eng ist, „denn die Kosten unserer Sozial¬

politik . . .
sind mit den Kosten oder Lasten aus

der SV. nicht erschöpft." Um jedoch einen

materiellen Begriff des Sozialetats zu finden, der

wirklich alle Kosten exler Lasten der Sozial¬

politik umfaßt, ist es notwendig, den Begriff der

Sozialpolitik festzul* i. Boesler tut das und

kommt zu folgendem Begriff des Sozialetats, der

zugleich den Be*grilt der Sozialpolitik in sich

birgt: „Sozialetat ist derjenige Teil des Haus¬

haltes eines Wirtschnftssubjektes (d. h. eines

öffentlichen Körpers oder iner Privatwirt¬

schaft)^ der dessen Aui ben iür Zwecl*

infaßt, die nach dem Willen des Gesetzgebers
den im Arbeitnehmerverhähnis stehenden Be¬

ziehern von unfundiertem Einkommen günstig



•Im- und Arbeits en s n un I im

1 al der werbslosigk* oder Erwerbs!*«

.ktheit ihn« Wie ihren Vi Tguap

tigtei Angehörigen ein Existenzminimum

n sollen, und der gleichzeitig diejenigen

E ; n n a h m S n einschließt, die eine unmin

g \nze oder teilweise Deckung r Aus¬

gaben herbeiffihren sollen" (S 55).

r noch ist dem Problem dei

„sozialen Belastun beizukommen.

Bb 0 w; Pf Sozialet/it ein Spezialproblem
öffentlichen t lesamthaushalte ist, r-

ien che „sozialen Lasten" als ein Teil der

lentliche Lasten, die Wlliala Belastung"

sprechend ls N-ü eier öffentlichen Be¬

lastung Oberhaupt*4 (S 56 ff.). Dia Präge

Nt nun, ob man spezielle Lasten- und Be-

¦stungskomplexe überhaupt errechnen kann.

/war hat man schon spezielle Steuer-

istungsvergleiche vorgenommen; aber hier¬

bei hat sich als Erkenntnis ergeben, daß nur die

/• iv-tinmenfassung a I 1 e r belastenden Faktoren

n vergleichbares Bild abgebe^ die Würdigung

:»es einzelnen BsIaStungSteils (etwa der Erb¬

sehat tssteuer) jedoch zu falschen Schlüssen

3;ir#-n müsse. Anders sei die Situation, wenn

ron der Erfüllung eines bestimmten öffentlichen

Zweckes ausgegangen wird (Sozialpolitik). Es

können dazu spezielle (in unmittelbarem Zu-

immenhang mit der Erfüllung des Ausgabe-

Zweckes gewonnene Einnahmen) oder allgemeine

DadeUngeUnittel (Deckungsmittel, die aus den

?•samteinnahmen des öffentlichen Körpers ab"

gezweigt werden, gleich, /jus welchen Quellen

¦ stammen) benutzt werden, Vena die öflent-

... Angabe mit speziellen Deckungen
Mitteln finanziert wird, dann scheint eine un-

mittelbare Belestungsrechnung auf den ersten

Blick durch.ms möglich zu sein (Beispiel: SV -

1 astei | Wird die Finanzierung rtagfgrn gani

zum I ei\ mit Hill-

jsnatte] v mommen, dann fehlt d.

Beziehung rwischen diesem leil der

I ht kungsmi!tei \snd denji en Personen, aus

! • stungen die allgenv n Deckungs-
ittel in dun Gesamtheit s: Tgeben (Steuer-

thler) Zu diesen besonderen Schwierigkeit*
kommt die allgemeine, du mu i der 1

iie Genei al belashn inei

Wir* ift ii \ ? n rpl genau*
• llbar ist.

I is Objektives, >

itti Abar Meftb ii t last u

a»s R • «s ein

¦griff. Aus u tnis dei I allein kann

h h nicht die mg" uf#,s' blossen

tt di l erst wissen muh, wer un

i s 1». tet werd* <^ 6U D W .s

in d' I rag- odei Leistungsfähigkeit dt

_._st« U erblicken. I Bd ist s-

mg kann deshalb nui durch bvbeziehung-
v» I n ur I keit

Ihrt werden" (S. 64). „Untei sozialen Lasten

demnach bei volkswirtschaftlicher Betracht«

e Summe der Kostenteile der öffentlich

Sozialpolitik, be-i privatwirtschaftlicher B«

tchtung eler von dieser Summe auf die Einze

irtschaft entfallende Anteil, bei finanzvm*

haftlicher Betrachtung der auf eien einzelne

öffentlichen Haushalt von der gleichen Sumi

•t fallende Anteil zu verstehen" (S. 68).

Im Gegensatz dazu erklärt Boesler: „sozi._

Belastun g" ist „der Druck, der durch

Uebernahme der Deckungspflichten für di*

Ausgabeseite des Sozialetats entsteht und i

der Leistungsfähigkeit der die Deckung übe

nehmenden Stelle zu messen ist." Diese Er

klarung gilt für den öffentlichen Haushalt w

tür elen privaten Haushalt.

Die Größe der „Last" kann zwar durch <

absolute Summe bestimmt werden, die sie au

macht; rler „Druck der Belastung" aber erst

wenn man auch zugleich die Frage nach d«

Produktivität oder Unproduktiv i

tat der Sozialausgaben stellt. Boesh

(S. 70 ff.) lehnt den Produktivitätsbegriff al

wegen der Unmöglichkeit einer objektive

Festlegung seiner Grenzen und seines Inhalts

„Fast alle Ausgaben aus Zwecken der Sozi<*

politik ...
können sowohl als „proeluktiv" als

auch als „unproduktiv" angesehen werden; ent

scheidend für die positive oder negative Lösum»

oieser Erage ist stets eine „Welt"- oder Leben^

anschauung. Dagegen steht der unrentabl

Charakter der Ausgraben für Zwecke eler Sozial¬

politik . . .
fest." Das gilt aber nur für ch

öffentlichen Haushait, während es für dt

privaten Haushalt einer Einzelunternehmui

nicht ohne weiteres behauptet werden könn*

Aber auch der Begrifl eler „Rentabilität

zu dessen privatwirtschaftlicher Fassung sir

Boesler bekennt, habe gev Schwierigkeit

Es kommt nämlich darauf an, daß derCharakt»

einer einzelnen Ausgabe als entweder rent _!>

•der unrentabel erkannt werden kann. I>

/iber eine Frage des Zurechnungsproblei

I heoretis< he Hauptprobleme der ,,sozialen B'

lastung".

ichck I sler aul d s begi

(irundlagen --klärt hat (er be*t

wiederholt, dah die I i n wei ch e m U n

dpolitik überhaupt getriebt
den soll, w isse nst haftlie h nicht •

könne), führt er d

hon angedeuteten Problemstellungen weite

Die H der ^Belastun tagt unzw<

ivoi b, ob sit* ü h e r w 8 1 z t werden köra

tf die Konkurn -1 ä \

keit un; ¥ .»unklar wirken. I>i

ht Boesler h.

Ffl ihn pfelt das Belastungsproblem
ilzungsproblem. .I>>s erklärt sich d

ja hier nicht gi gt wird, w*

470



sten gezahlt! sondern | ragen werden

•missen" (S. 84). Kann man feststellen, ob

r zur Tragung eler „Soziallast durch Gesetz

stimmte sie auch in Wirklichkeit trägt odei

es ihm nicht gelingt, sie den Verbraucher

'durch elen Preis) oder AN. (durch Lohn-

rzung) abzuwälzen? In Uebereinstimmung mit

ier Meinung vieler moderner Volkswirtschaftler

/ibt Boesler hierauf eine skeptische Antwort.

Einmal hanelelt es sich bei der Ueberwälzung

acht um einen spezifisch finanzwirtschnftlichen,

sondern um einen allgemeinen Wirtschafts-

ozeß, der bei jedem Kostenfaktor vorkommen

kann, nicht also nur bei den „Soziallasten",

ndern auch bei Steuern und Löhnen. Zweitens

st das Ueberwälzungsproblem nur ein Teil des

llgemeinen Zurechnungspro*-
1 e m s. „Aus dessen Un'ösbarkeit resultiert

zwangsläufig elie Unlösharkeh auch eles lieber-

välzungsproblems (S.88). Mit anderen Worten:

wissenschaftlich läßt sich nur sagen, d a ß die

Möglichkeit zur Ueberwälzung besteht,

nachweisen, ob unel in welchem Maße die

I leberwälzung gelungen ist, kann man aber

nicht. Man ist nicht über die einfache Fest¬

stellung hinausgekommen, daß für das Gelingen

ler Nichtgelingen e*iner Ueberwälzung elie

f-weilige Machtkonstellation der

-eizialen Klassen, der Märkte usw. ent¬

scheidend ist. Auch elie Antwort auf elie Frage,
ob elie Soziallasten die Konkurrenzverhältnisse

/um Ausland ungünstig beeinflussen» muß —

a i s s e n s c h a f 11 i c h resignierend aus¬

fallen« Eine* genau* Antwort läßt sich schon

regen eler Verknüpfung dieses Problems mit

r LIeberwSlzungsfrage nicht geben« Und sie*

äßt sich nicht geben, weil zuviel Vergleichs*"
»unkte zwischen zwei Lindem herangezogen
werden müssen, die genaue Vergleiche illuso-

ch machen. In einem Land sind an Stelle der

SSoziallasten die Löhne böhei Is in dem

•nderen. Oder die Zölle, \ufienhandelsgesetze,
inrichtungen und -eingriffe anders. Das

•it sieh sehr schwer auf einen Vergleichs-
mer bringen. Deshalb bat /. B. W a ! el e m a r

lolz in seinem Buch: ,Sinei internationale

Vergleiche steuerlicher Belastung möglich?4'
'Leipzig 1^24) auch die Möglichkeit exakter

»lastunf leid internationale Art ge-

ignet. F) inzige, was sich s läßt, ist,

a fi Beeinflussui nti itionalei (wii
der nationalen) Konkurrenzfähigkeit durch

ten möglich sind, dafi ab

ihrei .Beweis" nui Symptome und nicht

.lai: erbringen kann. „Es liegt
ähnlich wie !>? i dei I ob E tglan<

Wirtschaft* mit Hilte o trot di

!' I M

n vv • bei« im (irui

:its bew. ..." (I s ;' \)

U d | eiche- Antwort mufi auf di* dilti

r rfolgen, Zusammenhai

>chen so, n Lasten und der Konjunktur
besteht. Man kann wohl zunächst Probleine auf¬

werfen und auf besonders kennzeichnende Tat¬

schen hinweisen, wie z. B. elarauf, daß die

allgemeinen Soziallasten, die über die öffent¬

lichen Haushalte gehen, sich anscheinend im

umgekehrten Verhältnis zur guten

Konjunktur bewegen, d. h. in Depressions-
/eiten anschwellen, in eler Konjunktur sinken,
daß also diese allgemeinen sozialen Lasten

(nicht ihr Druck) „in engerem Zusammenhang
mit der Konjunktur stehen als die Sozialver¬

sicherungslasten" (S. 102); aber edne genauere,

gar eine statistisch feststellbare Antwort läßt

sich nicht geben.

Diese drei — „negativen" — Feststellungen
dieses Abschnittes sind sozialpolitisch
sehr bedeutungsvoll. Einerseits lehren sie, wie

man elie immer wiederholten „Beweisführungen"
über rlie angeblich „unerträgliche soziale Be¬

lastung44 zu werten hat, die unsere „Konkurrenz¬

fähigkeit" zerstöre und „ungünstig auf die

Konjunktur" wirke. Anderseits machen sie er¬

neut deutlich, daß tatsächlich fast die gesamten

Fragen der „sozialen Belastung'* — weil Fragen
der sozialen Verteilung! — p e> 1 i tische und

nur politisch, nicht wissensc haftlich, lösbar sinel!

Ist die soziale Belastung einzelner Unterneh¬

mungen zu errechnen?

Boesler (S. 104 ff.) beantwortet eliese Frage im

wesentlichen verneinend. Allein eler von eler

Unternehmung tatsächlich zu tragende

Steuerbetrag (oeler Sozialbeitrag) gibt ein

Bild von der Betastung*. „Aber die Größe» dieses

Betrages ist mit elen verfügbaren Mitteln des

kaufmännischen Rechnungswesens nicht zu er¬

mitteln (eler Grund hierfür lie*gt in eler rech¬

nerischen Unlösbarkeit eler Ueberwälzungs-

frage)e" Man kann zwar „Symptom tür die*

Belastung aufzeigen, kann von e-inem funkti«

nalen Zusammenhang /wischen Rentabilität

»iner Unternehmung unel den sozialen Lasten

sprechen, ei> zahlenmäßige, aue Pest¬

stellung der Rentabilitätsbeeinflussung ist obei

nicht möglich.

Die soziale Belastung eles Arbeitnehmers.

In der (Öffentlichkeit wirel es gern so dar¬

gestellt, als ob alles, was drr Staat an sozial¬

politisch« Aufwendungen macht, den

„Arbeitern*4 zugute kommt — und von den

„Unternehmern" oder den „Stem rzahlern"

zahlt werden muß. Dafi jedoch auch die Arbeit-

ehmer in gam »btn. Mafie su elen Kost*

der Sozialpolitik beitragen, wirel sehi rn über¬

sehen, (ch habe» in einem Autsat/: ,,l)ie* Arbeite

r ; im öl!» en Haushalt". „W hafl

und Wissen", l^'il. bereits auf diese Tat-

iche aufmerksam gemacht unel Beziehungen
tufzu

.

i zt hen den ..so/iah

Leistungen" des Sl und elen Aufwendungen
\ :•? • erl ir. Nicht nur, dafi

olkst. 471



Arbeitnehm' . SV.-Beitrage zahlt; trägt
meh elurch seine Steuerleistungen zur Zahlung

dk HentÜchen sozialen Aufwendungen bei and

durfte auf dem Weg de Ueberwälzungs~
pi >,

1. h. als Verbraucher von Waren,
Preis vom Unternehmer um >sen

erhöht worden ist, ebenfalls noch

wisse Zus.it/liste-n zu übernehmen hab*

Zwar läßt sich das Gelingen di< hier

konstruierten Uelx-rwälzung, noch da/u deren

voll e s Gelinge-n, nicht nachwe-isen. Es läßt

.eh nur sagen, elaß die Möglichkeit dazu bei¬

steht. Mehr läßt sich genau aber auch nicht

ron elem umgekehrten Pall sagen, daß nämüedi

<ler Arbeitnehmer elie Möglichkeit habe,
seine le L ist" irn >X'e-ge der Lohnerhöhung
bzuwalzen. Das ist eine Machtfragc*. B< ler

(s \2\) stellt resignierend fest: ,,Zur Lösung der

Präge, welchen Anteil die Arbeitnehmer nn di

Gesamtheit eler Kosten eler Sozialpolitik, d. h.

an der Ge vimthcit der sozialen Lasten ha!>en,

itiert Oberhaupt kein Material; es wirel wohl

»e h kaum jemals beschafft wei de-n können. Der

letzte GrtOI I hierfür scheint nur darin zu liegen,
<laß es sich auch hier um unlösbare Bilanzie-

rungsfl Igen hanelelt." Um dein Problem di«

Abschnitts nähe^r nachzugehen, hat eler All —

gemeine Deutsche Gewerksdtoftsbund in den

. 1924, 1(|25 unel 1926 Untersuchungen
durch khll („Ge-w e-r ksch alt s/ei tur\tsr 1925,
S 194 bis !<*>, ..!);,. Arbeit" 1925, S. 145 tt. urul

1927, S. Hoffe, sowie- im Jahrbuch des ADGB.

\^2b). Die Ergebn Untersuchung be¬

weisen, „daß nur «• i r g r o ß / ü g i |

Vt- reinheltli c h u n tr u n i e r e r Sozi a 1 -

ir e i sicher u n g die
... Erleichterung

u n el g . cht V erteil u n g el e r auf

d •• in Arbeitsl <> h n r u h e n d e n Sozi a 1-

e i t r ä g
*• h e r b e i f ü h r e n k a n n. Sie

stellen le-ine-r !e>st, dafi die AN.-Beitr. /ur SV.

t itsachlich mit steigendem Le>hr\ relativ ßelen,

wahrend /. B. die* Steuerlasten mit dem Lohne

anteilig st n.

\X as kettet die deutsche Sozialpolitik?

Um dies«- Präge tu beantworten, muß man sich

bewußt machen, daß hier nicht nur nach dem

Aufwand dei SV.*TrÄgei oder des Reiches

allein, sondern daß nach dei Größe der Aus-

g a bensei te des g e s a m t deutsch e n

Sozialetats gefragt wirel, dso einschliefi-

lich Länder und Gemeinden« Dazu gi :; iuch

i sogenannte „versteckte Bedarf, der wert-

mafiig kaum ku erfassen ist. Ja, genau ge¬

nommen heirt nicht nut die tatsächliche

Zahlung eines öffentlichen Körpers su diesen

Kosten, SOndem auch die „Kosten", die- sich aus

Minderung eler (iewinnchancen einer Unter«

•hmung infolge politischer Gesetze ei

gi ben. Es kann hier auf die Schwierigkeiten
dei statistischen Erfassui gesamten

fSten nicht näher eingegangen werden. Sie-

sind infolge dei Dezenti on der deut«

hen SV. und Sozialpolitik — so große, daß di»

El mittlung imtdeutschen „Sozialetats

vorläufig nur Schätzungswert haben kann.

Nun ist allenlings schon eine umfangreich
tische Erhebung auch der Sozialausgab*

erfolgt, und zwar im Rahmen eler amtlich«

deutschen Reichsfinanzstatistik. Ab

gerade che Reichsfina../Statistik vei sagt Km

der Beantwortung der Frage nach den Koste

<ler Sozialpolitik! Es ist auch — wie* ßoesle

(S. 132 und 136 ff.) betont — völlig unmöglich

aus ihr auf die allgemeine Entwicklung dies*

Kosten Schlüsse zu ziehen. I^ie Haupt ursach*

lie?gt in der Zugrundelegung eine?s Ausgaben
schemas, das unzusammenhängende Dinge als

einander zugehörig betrachtet. Ihre Statistik de

„Soziallast ist deshalb nur mit großer Vorsicht

zu gebrauchen.

Mit großer Annäherung an die Wahrheit la!

sich wenigstens der Bruttoaufwand für „Zwee k*

der Sozialpolitik" im Reichshaushalt er¬

mitteln. Die Hauahaltsanalyse von Boesler zeiti:

folgendes Ergebnis. Nach ihm betragen die Aus

gaben für Zwecke» der Sozialpolitik (in Millione

Reichsmark):

1025 (Haushaltsrechnung) 1993= 100,0 v.H.

1926 341,5 14S,5 „ „

1927 „
373,2- 153,o

,. n

1926
„

1007,5= 177,0 „ „

1929 „
1202,3 = 222,5 „ ,.

1930 (Voranschlag) 374,3- 154,3 .. ,.

1931 800,0= 157,3 „ „

Der stark»* »ml schnelle Rückgang der m

dem Jahre» 1930 einsetzt, wird hier ganz deutlie I

Mit dieser Statistik ist aber nur ein klein*

Teil eh-s gesamtdeutschen Sozialetats erfal

Ein Se hfiler von Boesler (<j e r h a rei Müll»

in dea demnächst erscheinenden Schritt: .\)

Ausgaben für Zwecke eler Sozialpolitik un

Wohlfahrtspflege in Sachsen." Mit einem Ai

hang: I>er deutsche Sozialetat/) hat 1

Bruttoendziffem des deutschen Sozialetats i

ermitteln gesucht Sie* ergeben folgende Aus

: 1) e n entwicklung :

1913 14
... . 11543 Millionen Reichsm u

1025 26 .... 3975^5

1926/27 ....
5730/i

1927 28 ... . W06,7

»»

I >avon entfallen aut die» Gebietsk 5 i p

schatten (Reich« Länder, Gemeinden):

1913 14= 15,5 v.H. 1926 27 = 41,6 v.H

1925 26 34,4 v. H. 1927 28 32,4 v. H

die anderen Hundertteile aul die Tragi
SV. Aus diesen Zahlen geht deutlich hei

buch die Anteile der öffentlichen K

aften sn den A iben eine teilweise Vi

drängung des Versicherungsprinzips elurch <!•

ne Unterstätzungsprinzip stattgefunden h

Die renanntei Ziffern sind absolut«* Za
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ie stellen die „soziale .Last dar, nicht iber

lie „soziale Belastung ,
die als Wirkung von

ihnen ausgeht. Sie müßten in Bezieh ui

gesetzt werden zu anderen Größen (Rentabili¬

tät und Produktivität der W rtschaft, Volksein¬

kommen und Volksvermögen). Wir haben schon

festgestellt, elaß sich bislang solche „In-

beziehungsetzungen" genauer statistischer unel

wissenschaftlicher Erfassung entziehen. Darum

muß nochmals betont werden, dah. so] mge
dies. „objekti\ Festlegung nicht möglich ist

— die Fragen der „sozialen Lasten" und „Be¬

lastungen*4 politische Fragen bleiben wer¬

den, Streitfragen im Kampfe der Klassen, zu

denen jede ihre politischen Argumente schmie-

elen wird —, bis der Kampf zu einer anderen

Regelung der sozialen Verteilung, d. h. zu

einem aneleren Wirtschaftssystem geführt hat.

Gesundheitsfürsorge in der Invaliden¬

versicherung 1930 Regierungsrat R. Fette, Stuttgart

Das RVA. hat kürzlich den üblichen Bericht

uber elie Gesundheitsfürsorge in der InvV. als

Sonderbeilage zu den AN. herausgegeben. Die

im Berichtsjahre noch verhältnismäßig befrie¬

digende Wirtschaftslage hat es den VTr. er-

ubt, die Gesundheitsfürsorge als vorbeugende
und heilende Maßnahme in größerem Umfange
ils seither durcF\zuführen und damit in erheb¬

lichem Ausmaße n d»?r gesundheitlichen

Sanierung des ganzen Volkes mitzuarbeiten.

Wenngleich es sich bei eler Gesundheitsfür¬

sorge nach geltendem Recht um eine freiwillige
Maßnahme eler InvV. handelt, so kann sie, wenn

der Kreis eler Versicherten mit etwa 18 Mil-

lionen in Rechnung gestellt wird, da sie auch

den Angehörijgen eler Versicherten direkt und

indirekt zugute kommt, B 8 eine Fürsorge fast

«ies ganzen Volkes angesehen werelen, die er¬

gänzend neben die Gesundheitsfürsorge eler

KV. tritt.

Den Trägern eler InvV« sind an Kosten

126527 506 RM. erwachsen, die sich unter Hin-

inrechnung der Kosten für Zinsverbilligung
.sw. auf 131,8 Mil-

»nen Reichsmark

erhöhen. Die* Heil*

türsorge wurde ins¬

gesamt 407 262 Per¬

sonen gewährt, zu

denen noch 1632

in Walderholungs¬
stätten Verpflegte
und 5172 Personen

in sogenannter Be-

wahrungsförsorge
hinzutreten. Ein*

ordnungsmäßig ab¬

geschlossene Heil¬

behandlung genos¬

sen 440 464 Per¬

sonen, worunter

sich im Heilver¬

fahren gemäß
* 1200 RVO. unel

g 1305 RVO.

125603 Versicherte

befanden, wogegen
nach § 1274 RVO,

14 861 nichtVersicherte Familienangehörige be¬

handelt wurelen. Die Kinderfürsorge umfaßte

53 561 Kineler und Jugendliche, die Waisenfür¬

sorge 3237 Waisenkinder. — Die abgeschlosse¬
nen und noch laufenden Heilbehandlungsfälle be¬

trugen 1930 539 925 Heilverfahren. Ge?genüber
dem Vorjahr hat sich die Zahl eler Heilver¬

fahren nach $ 1269 RVO. um 10,02 v. H., für

die Angehörigen nach $ 1274 RVO. um 10,63

v. H. erhöht, während die Fürsorge für Kinder

unel Jugendliche einen Rückgang um 1,12 v. H.

aufweist.

Von den Gesamtaufwendungen eler Heilver¬

fahren mit 126,5 Millionen Reichsmark leisten

die Versicherungsträger nach Abzug der Er¬

satzleistungen an Reinaufwendungen Q3266 157

Reichsmark, wovon auf die eigentliche Heil¬

behandlung 80,9 Millionen Reichsmark kommen.

Xach Abzug der von Kk. und anderen erstat¬

teten Beträge in Hohe von 25 775S99 RM. ver¬

bleiben den VTr. restlich 64 141 029 RM. In den

Heilbehandlungskosten ist das Hausgeld nebst

*llmfang s ÜCosien derKeilbehandlunggern § 1.2699&td.
nach CKrankheiharfenj

BXoafM wed %thikopjtub€rk9k*m
¦xZitn Mm! u wishftZtc

Zupmj

Q OiJcÄJechtjMrsnkhetfen

fl £nifr* Xrm,n*>i9L'r

f5d636r;ehatdelie

behandelte Personen

210 4?B ftehaideXe

425.603 (behandelte

1913 1925 1930

aus miii ***¦

41,6 Will 9Sr%

(Ko^enautidand
ö9 9 mn
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den Mehrleistungen i Js} 14*00 RVO. in Höhe
von 10,6 Millionen Reichsmark enthalten.
Im Berichtsjahre standen bea elen VTr. bis*
samt 593 573 Anträge aut Gewährung einer

Hessbehand_hmg zur Entscheidung. Davon waren

'286 185 Anträge auf Ständige Behandlung in

Heilanstalten U)7 388 Anträge aut nichtstän¬

dig ambulante Behandlung. insl>ese>ndere
/ ihnersatS, HeÜmlttel und dergl. Von den An¬

trag! aut ständige Heilverfahren sinel 61.2

I H von den nichtständigere 78 v. H. geneh¬
migt worden Allein auf Lungentul>erkulo
entfallen 07 835 Anträge.
Ueber elen Umfang und die Kosten dei Heil-

Uliandlung sowie ihre Verteilung nach Krank*
behsarten nebst dei Entwicklung \»>n 1913
bis 1930 gib! die bildliche Darstellung Auf¬

schluß.

Die Vorschriften dai RVO. unterscheiden
stieng eh«« Fürsorge lür Versicherte nach

$ 12om und ehe allgemeinen Mafinahmen des

Jieihfäffen <u* Versicherung
189? 1900 38Ö

16
mtt 916äSbeflen mif 169A?3heUen

^ I274 ffii Angehörige und sonstige Nichtver*
sicherte* Unter $ I274 müssen abei auch die

Aufwendungen dei (iesundheitsfürsorge g*
bi/icht werden« die nicht einem Einzelkr-anken
/ugute kommen. Danach sinel aufgewendet
worden füi Bekämpfung

der Tuberkulose l I 07326 RM.
des Lupus 227 832

.

der Geschlechtskrankheiten 2 427 18!

des Krebses 149*96
«les Alkoholmißbrauchs 192 172

anderer Krankheiten 196 OM
sowie füi Klmferfürsorg* 4382950
füi sonstige Zwed 15804

füi < lemeindekr-ankenpfleg 1 742 7

24 595843 RM

Gegenül> «n-m \' w j du ist dei Gesamtauf¬
wand um etwa I Millionen Reichsmark zurück-
gegangen. Dei grüfite 1 eil der Kosten entfällt
somit auf den Kamp! gegi die Tuber-
kui ein untei dem besonderen Heil-

rfahren »h-s * 1269 RVO. weiter«* 12847 ^2

Reichsmark zugewend-et wurelen. I* das
Kindei I» e* j 1 \ erfahi e n e*ischeinen neben
«h-n obigen 4,i Millionen Reichsmark be-i der

Aufteilung ck Kosten füi luberkukM
bekimpfung weitere 6.2 Millionen Reichsmark,
s»> elaß hierfüi inagesamt mehi als io Mil¬
lionen Reichsmai k \ ei wendet wurden. Ree ht

beti achtlich sind uch dir Kosten zur B*

kämpfung eler Geschlechtskrank¬
heit e n

p
wofüi neben einem Betrage v

3,1 Millionen Reichsmark im Heilverfuhi»

untei den allgemeinen Maßnahmen noch

2,4 Milliemen Reichsmark aufgewendet werd

mußten. Letztere Kosten sind vorzugsweis
tür elie Unterhaltung der Beratungsstellen 1

stimmt, von deinen im Berichtsjahr 277 in

Reichsgebiet vorhanden waren; ihnen wurde

insgesamt 133 268 Kranke gemeldet, wovor

nachweislich 86 737 mit einer noch anstecken¬
den Krankheit behaftet waren. Mit den aus den

Vorjahren übertragenen Fällen standen ins

gesamt 226 042 Personen in der Fürsorge d

Beratungsstellen. Finzelberatungen war

346 331 erforderlich, und auf das Jahr 1031

mußten noch 150320 Fälle übertragen werd

Im großen Umfange haben die LVA. von jehei
elurch eigene Heilanstalten die Gesundheits

fürsorge betrieben; von 1807 bis 1030 ist nad

der bildlichen De.

^ Stellung die Zah

der Heilanstalt

von 5 auf 120 ge¬

stiegen, in dem

10047 Betten zu.

Verfügung Stehen.

In elen igen*
I leilanstalten si

1930 84 200 Per¬

sonen verpfle
worden, die einen Autwand an Betriebs
kost« voii 37,8 Millionen Reichsmark •_-

fordert haben. In den Lungenheilstätten sin-

susanunen 37 428, in elen Genesungsheimen be
wesentlich kürzerer Dauer des Aufenthall
4o 871 Kranke verpflegt worden.

Sehl interessante Vergleichszahlen bringen 1

gefertigten Uebersichten, ehe erkennen lass»
wieviel Heilverf-ahren aut 1000 Einwohner des
Anstaltsbezirks entfallen und wie hoch sn

die Aufwendungen unel Reinausgaben aut elei

Kopl des Vollversicherten, ermittelt elurch

»mbe/ahln We>chenbeitrüge, und auf

1000 RM. Beitragseinnahme stellen. Die Uebei
sichten können hier nicht aufgenommen wei

den. Die Zahl der Vollversicherten betrug d
nach 13423332 Personen, woraus sich sch

1930 eine Mindereinnahme von mehr als eii
Viertel des Solls ergibt. Im Reichsdurchschi
wurde uf je 1000 Einwohner 8,' Hei
verfahren gewährt, F>ei der LVA. Grenzn
2.37, bei der Rheinju ovfel 12 05. Auf 100 Vo
versicherte kommen im Durchschnitt 3,70 H»

\ erfahren, bei der Seekasse 12,95, bei der LVA

Württemberg 1,10. Dei Durchschnitt wii

zweifellos hn wesentlichen Umfange daelur«

einflufit, daß Im stimmte* Heilverfahren, z. B

l>ei W Brtl e m b e rg 12 000 Hetlverfahr«

wegen Zahnersatz im \XVge eler Arbeitsgemeii
schalt von einem an n Kostenträger du»

gefühlt wurden.
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ineähnliche Grup¬
pierung zeigt sich

re^h bei der Ueber-

eht über die Heil¬

erfahrenkosten auf

1000 RM. Bei-

.agseinnahme; wo-

ich im Reichs-

iurchschnitt 128

dchsmark, in

ürttemberg aber

ur 70 RM. aufge¬
wendet werden, was

tch einer anderen

Tabelle zum erheb-

ichen Teile auf re-

idv günstige Ein-

ihmen zurückzuf¬

ühren ist. Auch die

Kosten der allge-
einenMaßnahmen

>ind in eler bei¬

gebenen Kart*

h Reichsgebiets
n den Anstaltsbe-

drkenaußerordent-

b verschieden.

Neben Anstalten.

lie mit 5 bis 10 RM. aut je KKW RM

itragseinnnhmen sehr erhebliche gemein •

ütsige Aufwendungen machen können, sind

mdere, die für den gleichen Zweck mehr als

I RM. verbrauchen, ohne daß der Aufwanel

OS gleichen Verhältnis nach Art unel Umfang
tnsteigt. Der ungünstige Stand der Wirt¬

schaftslage, namentlich in den Bezirken mit vor-

ISIIBehendeI Großindustrie, aber auch in sol-

hen mit überwie?gender Landwirtschaft läßt (\ir

»nst nicht begründeten Unterschiede erstehen.

lindlich sind noch elie gemeinnützigen Ver-

u\e5gensnnlagen zu erwähnen. Von elen am

Schluß des Berichtsjahres vorhandenen 1038

Millionen Reichsmark Vermögen waren rund

to v. H. für solche Zwecke angelegt was

'inem Betrage von 595,6 Millionen Reichs¬

mark entspricht, von denen allein tür die»

Zwecke eles Kleinwohnungsbaues 368 Millionen

Reichsmark verwendet ind. Dei Durch-

DIE (SEM. \vl* RVO. AUFGEWENDETEN MITTEL

f\> AUF 1000.'?* DER BEITRAGSEINNAHMEN

j^ IM 3AHRE1930

,5.01-10.00

10.01-15.00

15.01-20,00

0.01-25.00

2501-3000

über 30.00

schnittszinstuß tur diese Art Darlehen war im

Berichtsjahre 5,3 v. H. An Zinsnachlässen sind

etwa 5,3 Millionen Reichsmark aufgewendet.
Der inelirekten Wohnungsfürsorge durch den

Ankauf von Pfandbriefen usw. kamen bis Ende

1030 etwa 150 Millionen Reichsmark zugute.

Auf den verschiedensten Gebieten betätigt

sich die Träger der InvV. somit an der Ge¬

sundheitsfürsorge für Versicherte und sonstige
Minderbemittelte urul sie üben damit eine

Funktion aus, die in eler Gegenwart nicht mehr

entbehrt werden kann. Möge der Gesetzgeber
bald geeignete Schritte unternehmen, elaß die

gemeinnützige Tätigkeit nicht durch die son-

stigen Anforderungen an die VTr. zu sehi in

Mitleidenschaft gesogen wirel.

(Die bildlichen Darstellungen sind von dei

Verwaltung des Redchsarbeitsblatt»*s freund¬

lichst zur Verfügung o -Ht worden.)

Hebammenhilfe als Kassenleistung Margarete scherf

lebammen sinel bekanntlich weibliche Personen«

iie kraft staatlicher Verleihung berechtigt sind.

egelmäßige* Geburten selbständi. m leiten.

I it urgegeben lie?gt in der Krankenversicherung

lie Haupttätigkeit der Hebammen aul dem

iebiete eler Wochenhilfe. Nach $ 195a

'VO. erhalten weibliche Versicherte bei der

ntbindung oder bei Schwangerschaft s-

ichWeiden Hebammenhilfe, sowie, falls es •

»rderlich wird, ärztliche Behandlung. Hiernach

streckt sich die Hebammenhilfe in der K

kenversicherung nicht nur aui 'lie* eigentlich *

Haupttätigkeit eler Hebammen bei der Ii;

bindung, sondern darüber hinaus aul Hilfe-

l-etstuiqpen, die bei Schwann»' schaftabeechwerd

notwendig werden. Es wäre aber falsch an/

nehmen, daß damit der Begriff eier Hebammen¬

hilfe im Sinne des 2. Buches der RVO. sch

erschöpft sei. Zwar ist mit der Trennung des

Kindes vom Mutterleibe nach dar bekannt

Rechtsprechung des Reichsversicherungsamts
die Entbindung adet Niederkunft vollendet. Die
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-nhilfe ligt aber elamit noch ..icht,

ekt sich darüber hinaus auf die *

liehe Versorgung der Wöchnerin unel «¦¦ neu¬

en Kin Nach m pre>

H»d>anunen lehrbuch muß die Hebimme regtl
mäßig mindestens zehn sogenannter Wo c h t n-

• uchr machen. Daß ehe Krank-enkassen

pflichtet sind, auch für diese Wochenbesut^he

eh«* Keisten aufzubringen, ist mein-esW

zweifelhaft gewesen, obwohl das G-esetz eine

tsdrücklich clahingeh-ende Vorschrift nicht ent¬

hält Zweifelhaft kann ts dagegen sein, ob auch

:«• Au teilung der Bescheini¬

gungen zui Erlangung el «• s Still —

geldes nach $ 195a Abs. 1 Nr. 4 noch zur

Hehammenhflfe rechnet. Wenn man elavon aus~

»•ht. elaß von ehr Hedxtmmenhilfe nur in Nr. 1

1 > nieht dagegen in Nr. 4 elie Rede ist,

•iß man annehmen, elaß Ausstellung von

•:lll>escheinigungen nicht mehr zur Hebammen-

hüfe gehört. Von (fiesem Staneipunkt gesehen,
könnten also ehe- Krankenkassen ehe Tragung
der Kosten für Stillbt-scheinigungen ablehnen,

I itsachlich brauchen ja auch Stillbt scheini-

gungen eigentlich nicht von Hebammen aus-

• stellt werden, die Bescheinigung eines Arzt«

r Säuglingsfürsorgestelle usw. tut dieselben

Dienst! Daß ehe Kosten für StilPfvrheini-

us aneleren Rechtsgründe n von elen

Ki inkenkassen getragen weMen müssen, scheint

nur zwar sicher, eloch soll hier daraui nicht

weiter eingegangen werden. Zur Hebammen

_

die-«* Kosten auf keinen Fall.

Nun kann wie erwähnt, neben elie Hebammen*

ilfe nach $ 195a Abs. 1 Nr. 1 auch noch ärzt¬

liche Behandlung treten, allerdings nur, ..falls

11 erforderlich wird**. H tst«-hen zw

Pi

1. Wann wird irztliche Behandlung erfoideilieh?

2 Füllt neben det festlichen Behandhmg I

Hebammenhilfe fe>r'

In 1: Grundsätzlich ist in «ler Krankenver¬

sicherung ärztliche Hilfe überhaupt nur zu

s ihren, wenn sie notwendig, d h. erforderlich

(siehe | Itt Aha 2 RVO |

W»-nn in $ 1(>5 di Grundsatz fiir die arzt-

liche 1* dlung noch inmal betont wird,

wahrend el ts bei «ler fi nhilfe nicht ge-
• hen ist, so muß man dai schließen.

iß fiir die* Hebammenhilfe nicht c*rst unter

ie ht werden darf, ob sie erfordetiid

weaen iv Der Gesetzgeb-er geht anscheinend

ivon SUJ ß Hebimmenhilfe eben b% edsf

itbindunir unel b Schwängetschafi
hwerds h ribstv-erständlich rt

wird. Es komm il Fall »r. in denen

Wöchnerin vielleicht ohne Hebammenhilfe aus«

•kommen war»*, end ea ereignen sieht leid»

in auch in. Deutschen Reich* ihr-

lich mehrere Taus«end Geburten, zu elenen Kein

Hebamn .nzugezogen wird. Es sin«! sich abr

Fachleute rlariib« iß di«p*er Z i-

stai Kulturvolkes unwürdig ist; von ch

großen sozialhygienischen unel bevölkerunj

politischen Bedenken ganz zu schweigen. Die

Auffassung hat offensichtlich der Gesetzgeb

zug-estimmt. Mit eler Gewährung von H>

unmenhilfe ist aber bei regelmäßig v*

laufeneJen Geburten dem Maß des Notwendig

(ienflge getan. Eine Hilfeleistung dur-ch eyin«

Heil[>erson höheren Grades, nämlich dur«

nen Arzt, ist in der Rt?gel nicht erforclerlic

Es gibt zwar genügend Wöchnerinnen, eiie VC

ihrem subjektiven Standpunkt aus immer di*

Hilfe einees Arztes für notwendig halten, obwoh

sie objektiv nicht erforderlich war. Derartig-

subjektive Momente können aber ehe Heran¬

ziehung eines Arzt-es auf Kassenkosten nie

begründen. Vom Standpunkt der Kasse au*

muß vielmehr auch objektiv die Notweneiigk*
rztlicher Behandlung bei der Entbindumg er-

wieuen ieWs»Oh elas zutrifft, läßt sich nur von

Fall zu Fall entscheiden. Hält elie zunäch

zugezogene Hebamme nach ihrer fachliche:

Erfahrung die Zuziehung eines Arztes für not

wendig, elann muß meine?s Erachtens ehe K»^*

elen zugezogenen Arzt auch dann honoriere

we nn er praktisch nachher eine Behandlung |

nicht vornehmen brauchte, weil entgegen dl

Annahme eler Hebamme die Geburt doch rege-

mäßig verlief. Jedenfalls kann wegen

Irrtums der Hebamme die Kasse das Honorar

r die ärztliche Behandlung nicht der Woe!

nerin aufbfirden. Die Wöchnerin oeler ihre* A

gehörigen müssen sich auf das Urteil

Hebamme verlassen. Sollte ehe Hebamme, * H

im Einzelfalle immerhin möglich wäre, den Ar

hrlässig exler schuldhafterweise unnötig hin-

zugezogeu haben, dann muß es der Kasse üb

bh-iben, gegebenenfalls einen Re-gret

anspruch -gen die Hebamme ul

machen, ein Verfahren, elas übrigens meist

folglos sein dürft*

Z u Die Erörterung zu 1 zeigt uns sch

iß in ehr Regel eler Hebamme bei der Z

ziehung des Arztes eine entscheidende Rollt-

zukommt. Schon daraus ergibt sich auch

Beantwortung eler Frage 2. Die ärztliche ft

ndlung tritt nicht an ehe Stelle eler He

amrnenhilfe, sonelern neben sie. Zwar geht

Leitung der Geburt mit dem Eintreffen l

Arzt luf 'liesen über, die Hebamme ist

.ch ihren Dienstvorschriften nicht berecht

sich nun zu entfernen. Ihr hen infolge« h

:e a die < iebühren von eler Kasse zu Ob s

loch Anspruch auf elen vollen Gebührens;

wie* bei selbsttätiger Hilfeleistung h il ist

aneleTe Prags ie von eh obersten V

ihungsbek nach $ 376a RV< I zu

den ist.

376a RVO. übeiti«igt bekanntlich

«»bersten Verw dtungsbehörde-, rlie Auf.

Gebuhren t'ir alle Verrichtungen und

endu
_

_

de-r Hebammen" -r beide
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verbindlich testzusetzen. Hierzu ist rfcn die

weitere Frage zu stellen, ob diese Fe^stsetzungen
s»ch nur auf die Tätigkeit der Hebamm-en in der

VX'ochenhilfe beziehen, oder ob davon rch

Leistungen in der Krankenhilfe betroffen

werden. Aus dem Worte „alle" im § 376a könnte

man jedenfalls herleiten, daß diese Vorschrift

auch die Hebammenhilfe* in der Krankenhilfe

Hassen will. Dag*egen spre?che?n j-edoch ge¬

wichtige Gründe.

In erster Linie ist darauf hinzuweisen, daß der

BegTiff „Hebammenhilfe" unter d«3T\ Leistungen
der Krankenhilfe nicht vorkommt. In der

Krankenhilfe gehört die Tätigkeit der Heb¬

ammen zur ärztlichen Behandlung im Sinne des

$ 122 RVO. Die Hebamme leistet hiernach

außer in Notfällen selbständige Hebammen¬

hilfe überhaupt nicht, sie ist lediglich Hilfs¬

person d-es Arztes. Aber auch in Notfällen

leistet sie keine Hebammenhilfe, sondern ärzt¬

liche Behandlung.
Zweitens muß elarauf hinegewi«?sen werden, daß

auch der Abs. 2 d-es § 376a RVO. g-egen eine

Einbeziehung der Kr«ankenhilfe in diese Vor¬

schrift spricht. Wenn in diesem Absatz gesagt

sird, eiaß die Hebamme nicht berechtigt ist,

weitergehende Ansprüche „an die Wöchnerin
"

zu stellen, dann hat das nur einen Sinn, wenn

auch der Abs. 1 nur Leistungen an Wöchne?~

rinnen betrifft. Hierfür spricht auch die Ent¬

stehungsgeschichte des Gesetzes. § 376a RVO.

ist seinerzeit in engem Zusammenhang mit der

jetzigen Nr. 1 d«?s § 195a in das Gesetz ein¬

geführt worden.

Zweifelsfälle aus dem Reichsabkommen

der Aerzte vom 31. Juli 1931.

Das am 31. Juli 1931 ge?schlossene Abkommen

zwischen Kassen unel Aerzteverbänden enthält

Ibst nach iner neueren Fassung vom

21. August eine Reihe von Unklarheiten, die

sich bei der praktischen L^urchführung ergeben.
Bedenkt man, mit welcher Schnelligkeit die

Neuregelung der Beziehungen zwischen Aerzten

und Kk. zu erfolgen hatte, so ist es zu ver¬

stehen, daß Unklarheiten nicht vermi-eden

werden konnten. Es ist an dieser Stelle bereits

ausgeführt worden, elaß die Fassung des Ab¬

kommens nicht in jedem Falle eindeutig ist;
ir für denjenigen, der nicht an den Ver¬

handlungen teilgenommen hat, vielleicht unver-

nellich sein wird. Die- einzelnen Spitzen-
i erfainde waren sich darüber klar.

Wie das Abkommen in Ziffer 6 selbst besagt,
Lfilt es nur als vorläufige Re?gelung, als Not-

sung, ehe bajclnrwiglichst elurch eine end¬

gültige Regelung ersetzt werden soll. In¬

zwischen haben bereits Verhanellungen statt¬

gefunden, die hoffentlich bald zum Abschluß

kommen und die notwendige Klarheit bringen.
Aufgabe elieser Zeilen soll es daher sein,
Zweifeisfragen, die sich aus dem Abkommen

ergeben, klären zu helfen.

(iemäß Ziffer 5a d-es Reichsabkommens wird

rf das Honorar der frei praktizierenden Nicht-

vertragsärzte ein Abschlag von 10 v. H. gt?-

wahrt. An anderer Stelle schreibt das Ab¬

kommen u. a. vor, daß zur Ber-echnung der

G-esamtausgaben für d Arzthonorar, di

Honorar für Krankenhausbehandlung, soweit es

nierht durch den kassenärztlichen Vertrag fest¬

gesetzt ist, nicht anzurechnen ist. Daraus folgt
also, daß auch eine Kürzung nicht angewandt
werden darl Unter Honorar für Krankenhaus¬

behandlung ist n ehe Krankenhäuser ge-

hlte P Kaie zu verstehen, das in den

meisten Fällen elurch Vertragsabschluß oeler

Vereinbarung von elen Kk. neben den Pflege-
Tatzen gezahlt wirel. Hierbei ist wohl in erster

Linie n uionäre Krankenhausbehanellur

gedacht.

Wie r-egelt sich nun der Abschlag bei ambu¬

lanter Kranker.hausbehandlung, die vorwiegend
tür Notfälle in Frage kommen elürfte? Die in

den Krankenhäusern tätigen Aerzte werden mit

wenigen Ausnahmen beamtete, also fest¬

angestellte Aerzte sein. Die Frage ist nun, ob

das angesetzte Arzthonorar auf Grund der

genannten Ziffer 5a — Kürzung d«?s Honorars

für frei praktizierende Nichtvertragsärzte
gekürzt werden kann. Hiermit in Verbindung
sei folgender Fall dargestellt:
Die außerhalb d-es Kassenbezirks wohneneden

Mitglieder oder deren Familienangehörige
müssen sich einer Röntgenbehandlung unt-er-

ziehen. Der verordnende Arzt ist mangels Be~

tzes einer Röntgeneinrichtung nicht in der

Lage, die Behandlung selbst durchzuführen und

ordnet die Durchführung in einem Krankenhause

an; es würde sich also hierbei um eine ambu¬

lante Krankenhausbehandlung handeln. Das

gleiche könnte natürlich auch für die Mitglieder,
die innerhalb des Kassenbezirks ihren Wohnsitz

haben, in Frage kommen. In der Regel wird

eler Kasse die Rechnung über die Gesamtkosten

(Unkosten unel Arzthonorar) von dem Kranken¬

hause eingereicht. In verschi-edenen Fällen

reichen die Aerzte, je nachdem sie mit den

Krankenhäusern ihren Vertrag über Zahlung
von Arztkosten abgeschlossen haben, ehe Rech¬

nung über die Gebühr bei Anwendung d«?s

Röntgenapparate?s — Ziffer 21d der Preugo —

direkt ein. Neben der Frage, ob auch in diesen

Fällen eine Kürzung erfolgen kann, bleibt zu

prüfen, von welchem Betrage der Abschlag be¬

rechnet werden darf. Das Abkommen erfaßt

das gesamte ärztliche Honorar, so eiaß eine

Trennung nach elen Gebühren für ärztlitrhe

Tätigkeit unel den Auslagen der Aerzte unzu-

sein wird. D isseEbe Vi .1 tltnis elürfte

für ehe Röntgentherapie in Frage kommen, die

in je?dem Falle in den Krankenhäusern elurerh-

führt wird. Die Röntgenleistungen als solche

gelten als Sachleistungen; iur sie hat der Tarif

für Röntgenleistungen vom l.Juni 1^30 Gültig¬
keit; er ist zwischen dem Verbände der Aerzte

< hlands Hartmann-Bund — und den
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K enverba n zum A luß gekommen.
!>;• rs dem Reichsabkommen sich ergebenden
Kürzungen dürfte omil in bei den Fällen

• r ambulant-en Kr/mkenhausl>ehandlung anz<

wenelen sein, da ehis \bk« rnmen sich auf elas

nte ärztliche Honorar einschließlich Sach¬

leistungen erstreckt.

In de-n letzten Jahren sind die Aerzte in weit

rm Maße als bisher zwecks Feststellung
der I>iagnose dazu ül>ergegangcnr Blutunter¬

suchungen ausführen zu lassen. Diese, v*

ich arui Untersuchungen gemäß Ziffer 20

der Preutrei, mikroskopische, bakteriologisch*
ae-misch« I ahnliche Untersuchungen werden

heilte in den meisten F-fillen von w nschttt-

lichen Instituten der Universitäten und Kranken-
• lonommen. Auch hier erhebt sich

dw Frage, ob der Abschlag iremäß Ziffer ia

Abkeimm» rechtfertigt ersch«ant. Zwar

sind sämtlich Untersuchur_usarte*n in der

Preugo verankert und stellen somit ohne Frage
rztliche Behanellung dar. Nicht in jedem Falle

d>er werden in de Untersuchurursinstituten
\i : tatig sein, vielmehr wirel die Tätigkeit
ehrrehw#if von Laboranten oder Laborantinnen

¦gel .:. so daß nicht von ärztlicher Tätigkeit
Abkommen -sprochen werden

mn. Da das Abkeimm« d>er nur die frei

praktizierenden Ae-rzte »-.faßt, wird für die*v
II suchui kaum e|««r Abschlag Anwen¬

dung finden könne*

Eine weitere Unk! i>«*i Beglei-churq
m I »nungen tür Qberwi Mitglieder

entstehest In eler Reg^l wereden so!« he Rech-

nungen auf Antrag dei Kassenverwaltungen
\' Merzten besondere eingereicht Hier«
würden Iber ehe Höhe eh-s Abschl. Mei-
nungs\« : schie«ierdieiteii auftreten k en, z. I

b die* Kürzung in e|i»r Höhe des den Kassen

ffir ihi*- Vertragsärzte n__gcsluinleni'i Ab-
i hlages anzuwenden ist, oder ob für e|j«-s. an

sich als Vertraijsarzte- geltenden Aerzte* nur

der für eii«- freu praktiziere»!.eh-n Nichtvertrags*¦
esetzte Abschlag in Frage kommt«

Da d.- usfül dt Kasse die mit dei Ueber¬
weisung verbundene! Ar: n in jedei Weise
durchfuhrt, s«> wird eh i \ m klag in dei Höhe
/u erfolgen b d* n, eh die betreffende Kasse
In-i ihrer Vertiagsarztt ragrundi gelegl hat.

Willv I ib mdtei Bielefel

Einheitsmuster fiir die Rechnungsführung
in der Krankenversicherung. Hebeliste,
Sollbuch, Hauptbuch, Aufteilungsbuch.
Neb* einei Mitglieds- und Leistungsl

ht du* Bekanntmachung vom 12. Oktober
• >l ner Hebeliste« H •* h e -

i i r t «•
. vor. I; n dem Mitg - und

Letstungs- ih lu ? buch in Karte-..form I n

HebeKste auch in Lb orm geführt wer-

Sie wi Listenfoi m len V

nui iuch beim losem Blatt-
m vorteilhaft bearbeitet werden kann; z

K ;
* wird nur füi kh •«• Betr

i V \ |>en el«-: koml I-
tr unel Soll Muster Anlage 14, stehen

ich i Mustei rur Wahl, in-i gleicher
<j D \ 4. 297 mm hoch m 210 mm

breit, wenig voneinande abw ien. Heb
liste 2 hal die Spalter .

i r Annv

feg 'Wr Abmeldur nicht besonders, und

Stelle der dreimal untergeteilten Spalten „Ent-
dt und Lohnstufe" nur die Spalte „Entgelt
ler „Lohnstufc Entgelt und Lohnstufe ir,

der Spalte unterzubringen, hat nur insofern B«

denken, als die beiden Zahlen bei der rasche;

Arbeil eler Beitragsberechnung leicht ver¬

wechselt werden können. Diese Bedenken ent-

llen dadurch, daß *in einer weiteren Späh»
«ler Beitragssatz, und zwar getrennt für KV

unel AIV., aufgeführt wird. Hier gilt das in
elen Ausführungen zur Mitgliedskarte G*esagt
ob der Tages-, Wochen- oder Monatssatz ein-

getragen werden soll. Bei dem Muster fällt aut

daß gleich unter dem Namen des Versicherte
auch dessen Geburtsdatum eingesetzt wird, w

zur genauen Feststellung der Person siehe*

nicht unpraktisch ist. Personenverwechslungen
wird dadurch vorgebeugt, die Personenfest

-teilung wirel erleichtert.

Das zweite Muster kann nur elann verwendet

werden, wenn auf der Mitgliedskarte die Spal¬
ten, die- gegenüber dem ersten Muster fehle

auch angefüllt werden. (Abschnitt B Ziff.
eier Bekanntmachung.) Die Spalteneinsparum.
im zweiten Muster ist recht zw-eckmäßig dadurch

ungenutzt, daß die Beitragsspalten für die

zelnen Monate, die auch hier getrennt für KY

end AIV. geführt werden, wesentlich breiter

sind. Die Spaltenbreite des ersten Musters isi

sogar elann nicht genügenei, wenn die Zahlei

hon ziemlich klein geschrieben werden. Un

mit Schreib- und Rechenmaschinen arbeiten /

können, sinel die breiteren Spalten cles zweite

Musters noch ruschmal. Nur die Schmalschrift

s« hreibrn _->e*hinen kommen hier in Frage, ci

aber bis jetzt keine Möglichkeit eler Anbringt!!
von Zählwerken bieten. Ziff. 6 Abschn. B elei

Bekanntmachung sagt: Diejenigen Kken.f die

I.Oktober 1931 das Mitgli* rzeichnis, da
Leistungsbuch, die* Hebeliste oder das Beitrag

!lbuch in Karteiform oder in Verwendung \

Buchimgsmaschinen geführt haben, können v

dem aufgestellten Muster abweichen, sow

dies zur we n Benutzung der vorhander

K ite <>der Maschinell erforderlich b

Der Inhalt « f^ Al ndung kommenden Vor¬
drucks muh ter dem Mustervordruck

sprechei Ai lern kann über den
um im Kopl alle! Muster noch rerfügl w<

n; die Spalten für Geldbeträge können n-

?nders aufgeteilt werelen. Für M a s c h i n e

b u C h h a 11 u n g unel -beitrat i b e r e c h

nung käme elas Abweichen durch Spalten?
breiterung in erster Linie in der Pormularbre

cum Ausdruck; man wird ein breite ! !

Formal nehmen. Dei M ischinenarbeil wird u

sonders dann ehis Wort reden können, wen:

mit dejn Rechnungsschreiben gleichzeitig ¦:•

Feit -lh-ii dei Hebeliste und Sollbue
mit ßt wirel. Das A iften und eler

brauch solchei MüS4 ; | en muß mit beson«

Vorsicht g< heben und sollte nicht üben
werden. D Prüfstellen mußten unt« alle*

Umst len um ihren Rat angegangen werden.

w wie- i i u eint, I

S i lnheith* S o 1 I b u c h e s zu

sind vier Muster im Format Dir \. und zw

zwei Hochformate 297 auf 210 mm unel nn

als Breitfo gleicher Gröfie. Hier elü

478



-ach das Kartensystem nicht bewfähren, sondern

ias Buch- odex das Listensystem das rieht i

>ein. Für ein weiteres Muster „Zusammen¬

gefaßte Hebe- und B e i tragIso 11 -

iste (Karte) für Arbeitgeber mit höchstens

10 Versicherten" ist das gleiche Breitformat ge-

ihlt. Es ist die eigentliche Einzelhebeliste,
meist Karte, die auf der Vo derseite das Soll

r einzelnen Hebezeit besonders wiederholt.

)ie beiden Innenseiten stimmen inhaltlich mit

ler eigentlichen Hebeliste überein; mit einer

igentlichen Solliste hat ehis Muster nichts zu

in, da eine Solliste eine Zusammenstellung
Her Einzellisten ist, um das gesamte Beitrags-
ufkommen der Hebezeit zu e halten. Das hierzu

lötige Zusammenstellmuster fehlt noch.

Die Beitragssollisten sinel recht

^eit ausholend und dürften ziemlich Arbeit

.nachen, da jeder einzelne Betrag in der Liste

besonders eingetragen und bei Zahlung beson-

lers auszubuchen ist. D: Möglichkeit eler

>ummarischen Abrechnung ohne besondere

Ausbuchung des Einzelbetrages in eler Solliste,

>cheint nach den Mustern nicht mehr gegeben
u sein. Dem festgestellten Gesamtsoll wurde
>ehr oft summarisch Ljetr^nübergestellt, die

Beträge eingingen (tägliche Liste, Kassiererliste,
Postsch-eck, Banküberweisungen); zu diesen Ge-

> tmtbetrügen würele der Rückstand, der im be-

aideren Rückstandsverzeichnis zur Nach¬

bearbeitung aufgeführt wurde, hinzugezählt;
lies mußte zusammen die GesumtsoHsummv*

r Hebeseil ergeben. Das unbeliebte Aus¬

suchen jedes einzelnen Sollbetraer«*s war da-

lurch überflüssig. Es wurde soga; die Wahr-

tehmung gemacht, daß gerade bei dem Aus-

)uchungssystem mehr Unkorrektheiten vor-

imen, da das summarische System zu korrek¬

ter Arbeit zwingt. Zu dem Muster 3a und 3b

-t außerdem noch eine Rückstandslist«- zu

uhren. Das gegenüber elen Formularen 1 unel 2

vereinfachte FortnuL 3 hat eremeinsam mit

ler Rückstanelsliste die gleichen Spalter» wie
; und 2. In elem Beitragssollbuch ist bei ,,be--

dt" als Unterspalte aufgeführt ..im ... .

iauptbuch S.Nr.
. Danach könnte* man last

schließen, daß im sogenannten Hauptbuch
-der einzelne Schuldbetrag besonders einei¬

igen werden müßte. N u:'n meiner Ue bei -

Ugung kann dieses „S. Nr.' td>enso gut als

Sammelliste, Seite orler Nl verwendet wer-

d es wäre ialsch, die K U -rüsten. Bei-

iLrsta<je»seinnahmelisten oder ähnliches noch¬

mals im sog< innten Hauptbuch abzuschreiben,

m dann dem Verlang« eler Solliste ent-

»rechend Ser ur Nummer fzen zu

»nnen.

ür die* ! a 1 1 i ü Ver si i ten si;

wei Form» ..Beitragsbuch ', das als Kai

1 die Beit ragskarte, die ais Beitrags¬
ich gefühlt werden kann; d. \\. beide* könre

nach dem Geschmack als Karte, Liste oder

Buchform geführt wen en. Werdern sie

orten oder Listen geführt, - ist zu einei

rekten Ab>e hhrßarbeit noch eine besonde

Sollist zu führen, um auch ehis (; mtsoll
i erhalten. Die Karte Ni. 2 ist in kleinerem

»rmat auch als Quittungskarte tür die Mit¬

tler geeignet. Auch hier ist als S. Nr. d

immer d- S immelliste einzusetzen.

Nun zum sogenannten „Hauptbuch ! Mit

dem kaufmännischen Be?griff „Hauptbuch4* hat

die?ses Buch gar nichts zu tun. Es ist noch nicht

einmal das Journal des Kaufmannes, das alle

Geschäftsvorgänge enthalten soll; es ist nur ein

Buch, in dem die Einnahmen und Ausgaben
eingetragen werden. Kken. sind keine kauf¬

männischen Einrichtungen, sondern Geld¬

einnahme- und Gelclausgabewirtschaften; je?de_
Versuch, etwas Kaufmännisches daraus maeher

zu wollen, muß zum Hinken führen. „Wirt¬
schaftlich arbeiten" sollen auch die Kken., die

kaufmännischen Betriebe sollen dies auch tun;

daß diese es vielfach nicht tun. können wir [a
täglich beobachten. Kaufmännisch erschöpft e*

nicht den Begriff „wirtschaftlich ", es enthält

noch das mitunter recht zweifelhafte „Gewinn¬
moment"! Die Muster sehen zwei Hauptbücher
vor, das einfache, elas neben laufender Nummer,

Datum, Einzahler oder Empfänger, Einnahme

und Ausgabe enthält und neben Bemerkungen
noch „Aufteilungskonto"~Nummer. Diese Spalte
wäre praktisch in drei Unterspalten zu teilen:

1. Kapitel, 2. Titel unei 3. Aufteilungskonto
nummer. Nach Ziffer 5 Abs. B der Bekannt¬

machung können für das Einnahme- unel Aus-
i»abebuch auch andere Muster verwenelet wer¬

den (s. die Vorschriften hierüber). Das Größen-

format muß eingehalten werden. Eine Aufteilung
im Hauptbuch ist aber nicht zulässig. Das
immerhin noch häufig geführte Spultenaul-
teilungshauptbuch verschwindet damit künftig.
Das Hauptbuch Muster 2 mit seiner Autteilu. g
will nur erkenntlich machen, in welcher Form,

ob über Kasse, Postscheck, Bankkonto odei

ähnliches, eler /ahlungsvorgang erfedgte:
werden dabei gleichzeitig du Konten mit¬

geführt oder kontrolliert.

Neben dem Hauptbuch ist «*s zwinyenele Vi

schritt, ein „A ut t ei 1U n g S b u ch in Gräfte

Din A 4 (210:297) oder A 5 (148:210) zu

führen; es kann in Karteiform oeler als Lose

blattbuch geführt werden. Das Abteilungsbuch,
das in Konten nach Kapiteln unel Titeln ei

Rechnungsabschlusses zu gliedern ist, d

höchstens bis zu drei Titeln aut einer Karte

oder Seite enthalten. Ein Verbot über weiter¬

gehende Aufteilung auch zu statistisch«

Zwecken ist in eler Bekanntmachung nicht ent-

auch sicher nicht beabsichtigt; in.

»genteil, eine weitgehende Aufteilung läßt die

inneren Zusammenhänge, das statistische

Material gleich ersehen. Ueber „Lagerbüch-
und „Rechnungsabschluß4 ,

an elem sidi seh:

ut- jo geändert hat, in einem nächsten Artik

J. Schellhammer, Berlin-Grunewald.

Zur Durchführung des § 216 Abs. 3 RVO.

Frühzeitige Kenntnisnahme von der Arbeit

Unfähigkeit des einzelnen Versicherten ist fui

!«* Kasse eine wirtschaftliche Notwendigk
Mehr denn je gilt dit in de>r gegenwärtig
Krisenzeit, v* dei Anreiz zur Krankmeldung
elurch die Massenarbeitslosigkeit in besonderem

Grade genährt wird. Früheres Einsetzen <!

Krankengehllnviigs gegenüber der vielt i

längere Wartezeiten vorsehen«len Vrbeits-

losenuntersttttzung. dei in der Regel höhe«

Betrag des Krankengehies, die weitei i «t-

sache. dub Krankongeld bezogen we
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ii kann, Arbeitslosenunterstützung nicht in

Anspruch genommen zu werden braucht, ge»

maften also (eder Krankengeldbezugsbig
den Ablauf des ArbeitslosenunterstÜtZUngS*

• s im gleichen Mafie hinausschiebt: alles

dies sind begreifliche Reizmomente für ein

Krankmehlen. Dern stünden elie Kass r. macht¬

los gegenüber, hätten sie es nicht in der Hand,

gnete K e» n t r o I 1 m a ß n a h m e n zui

Nachprüfung eh Arbeitsunfähigkeit Krank-

rnehhter in die Wege ZU leiten. Hüte- zur

i echt seit ige n lnb* fungsetzung des

Kontrollapparates bietet den Kassen dea lurch

ein- 1. Notverordnung vom 26. Juli 1930 neu

geschaffene Absatz 3 eles § 216, der bestimmt:

Der Anspruch aut Krankengeld ruht, solange

elie* Arbeitsunfähigkeit der Kasse nicht gemel¬

det wirel; «lie»s gilt nicht, wenn elie Meldun

innerhalb einei Woche nach Besinn der

Ai beitsunfähigkeit erfolgt" Die* Vorschrift

wird in besonderem Maße» auch noch von sol¬

chen Kassen begrüßt werden, elie, an Industrie"

platzen gelegen, über einen erheblichen ieil

nieht im Kassenbezirk wohnender Mitglieder

verfügen, dir es mit dem Krankmelden im all*

gemeinen nie sehr eilig haben (elenn elas durch

Saisonflauheit ehr einzelnen Industrien bedingte
Anschwellen eler Krankenzifier wirel durch die

Kassen in eler Regel sofort erkannt und iöst

erfahrungsgemäß eine» verstärkte* Kontrolltätig-
keät aus, der ehe „Saisonkranken" nicht gleich
zum ( )pt«i fallen wollen, weshalb sie', zumal

wann s:* auswärts wohnen, versuchen, elie

.Klippe- Vertrauensarzt' elurch «-in verspätetes
Krankmelden zu umschiffen)« Dei $ 216 Abs. 3

RVO. dürfte, wenn s«ne» Rechtsnachteile zur

Kenntnis eler breiten Masse dei Versicherten

langen, hier höchst unerwünschten Wandel

schaffen. Die Vorschrift schiebt also zugunsten

i i Kass«- dei Verschleppungstaktik hinsichtlich

sKi mkmeidens einen Riegel vor. Sie verlangt
M e 1 el u n u

'

eler Arbeitsunfähigkeit rinnen

ragen, widrigenfalls ehis Krankengeld bis

zum späteren Eingang dei Meldung ruht.

NX' a s b i* d e* utet n U n M e 1 d u n g d e r

\ i beitsu n f ä higkei t"?

Hierüber liegen schon eine Reihe* lintsc.aei-

düngen und sonstige Auslassungen vor.

Helmut Lehmann vertritt in seinem Erläute¬

rungswerk „Aenderungen in eler Krankenver¬

sicherung nebst I )urchführungsvor sei tritt«

aul Grund eler Notverordnung*4 in Anmerkung2

zu $ 216 elie Ansicht, nur eine mit dem N a « h -

weis el s r Arbeitsunfähigkeit \ er-

knüpfte Meldung könne als „ernstgemeint"
angesehen werden. Senatspräsident Bothe for¬

dert in einem Sprechsaalartikel in der .,Aibeit»*r~

Veraorffting" 1931 S. 125 elie JPührung des

Beweises der Arbeitsunfähigkeit" ün Sinn

des $ 182 Ziff. 2 RVO., was dem Lehmsnn-
hen „Nachweis der Arbeitsunfähigkeit in

dei rechthe hen Bedeutung gleichzusetzen sein

rftt Bothe leut, gestützt auf eine reichhal¬

tige Literatur, die die herrschende Recats-

einung zum „Beweis dei Arbeitsunfähigkeit
Sinne von $ 182 Ziff. 2 RVO." widerspiegelt,

dar, daß «las Vorliegen von Arbeitsunfähigkeit
so nachgewiesen werden müsse, eiaß elie Kass«

sich „selbst ein Urteil übet elen Sachverhalt

lüden könne. Das erscheint ihm in eler Rege]

elurch die Einsendung des ärztlich«

Attestes erst ermöglicht zu sein. Bothe is

sogar de r Meinung, daß ein ärztliches Atte

elas ohne jede nähere Darlegung nur b*

sage, der Versicherte sei arbeitsunfähig i:

Sinne eles Gesetzes, unter Umständen kein g<

ignetes Beweismittel sein könne. Seine Anf

derungen an die Meldtmg der Arbeitsunfähig
keit sinel also sehr strenge. — Demgegenüb
stehen zwei Urteile der Versicherungsamt
München (vom 14. Januar 1931, ArbVers

S. 151) unei Buchen (vom 31. Januar 1^

ArbVers. S. 282) die in der bloßen Mittel

lung der Arbeitsunfähigkeit seitens des Vei
sicherten an seine Kasse schon die recht

gültig« Meldung der Arbeitsunfähigkeit « i

blicken.

Dieser Auffassung ist nach Ansicht eles Vei

tassers eler Vorzug einzuräumen. Vergogen
wärtigt man sich elen Zweck eles $ 216 Abs.

dei einer frühzeitigen Einleitung geeignet«
Kontrollmaßnahmen ebenen soll, so muß vah

zunächst schon elie schriftliche Mitteilung ah

ausreichend hierfür erachten. Vor allem ah

darf nicht übersehen werden, elaß sich du

Praxis seit dem Erlaß des § 187b RVO. gru

legend geändert hat. War es vordem üblic!.

daß z. B. der auswärts wohnende Versicherte

ein Attest seines behandelnden Arztes übe

seine Arbeitsunfähigkeit einsandte und zugleich
Krankengeld anforderte oder elaß ihn der Arzt

direkt auf elem üblichen Meldevordruck krnni-

meldete, so ist heute die Bitte um Uebersen¬

dung ehs Krankenscheines zwangsläufig eh

Erste Der Versicherte wirel also nicht meh

in erster Linie um Uebersendung des Kr Ulken*

geldes nachsuchen, sondern VOI allen Dinge
um der Krankenschein. Der Arzt hinwiedenu

wird dem Versicherten nicht zunächst »in

Krankheitsattest ausstellen oder die Krank

meidung an ehe Kasse einsenden, sondern zu

nächst den Krankenschein fordern und, falb

der Versicherte elieser. noch nicht in Hän h

hat, Auftrag zur Besorgung eles Schein«

geben. Der Gedankengang eler Beteiligton is

also von elem früher so gebräuchlichen Att-

als Nachweis eler Arbeitsunfähigkeit abgerü
und auf den Krankenschein als: allein rnaßg« '

liehe unel erschöpfende P or mal 11 a

hingelenkt worden. Dem aber muß m. 12. in el«

Praxis unei elamit auch in der Rechtsnrecnu

Rechnung getragen werden, ganz abgesehei
davon, elaß die beiden Erkenntnisse eler Vei

Sicherungsämter München und Buchen aw

noch andere Gründe ins Feld zu führen v

sen, eieren Stichhaltigkeit überzeugt. So w

insbesondere das Versicherungsamt Müncht

darauf hin, daß $ 216 eine Ausnahme I

der Regel cles § 182 Ziff. 2 RVO. darstelle, Ul

demzufolge enge Ausl e g ung erheise I

Aehnliche llebenegungen mögen für elas V«

sicherungsamt Buchen Platz gegriffen hab

wann es in den Entscheidungsgründen her*

hebt: „verlangt wird Anmeldung, nie

B e weis der Arbeitsunfähigkeit '. — Seil

verstandlich darl diese Auslegung nicht d

verleiten, nun schlechthin jedes Schreiben

Versicherten, in dem etwa um Ausstellt«

eines Krankenscheines nachgesucht wir i,

Meldung im Sinne des § 210 Abs. 3 aufzui

sen, wenn sich hinterher **rst ehe Arb

i
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mfähigkeit des Versicherten herausstellt. Viel¬
mehr muß aus dem Schreiben eindeutig
zu entnehmen sein, daß Arbeitsunfähigkeit tat¬

sächlich vorliegt. Mit Recht geißelt darum

Göpfert in seiner Anmerkung zu der Bnt-

scheidung des OVA. Köln vom 20. März 1931,
Deutsche Krankenkasse, Sp. 602 ff. das auf ein

bloßes Ersuchen um Uebersendung eines

Krankenscheins sich aufbat ende Urteil der

Spruchinstanz.
Entschuldigungsgründe für eine

verspätete Meldung sind nach einem

Bescheid des Reichsarbeitsministers vom 17. Fe¬

bruar 1931 (DKK. Sp. 245) Ereignisse und

Tatsachen, die im Sinne von § 1547, Abs. 1

Nr. 2 RVO. als Hindernisse anzusprechen --ind.

Es könnte als Beispiel gedacht werden an eine

beim Versicherten auftretende Geisteskrankheit

als Arbeitsunfähigkeitsursache, die ihn zu jeder
klaren Willenshandlung unfähig macht und

seine Geschäftsfähigkeit aufhebt. Denkbar

wäre ferner eine Verspätung der Meldung
durch Verschulden der Post; in diesem Fall

müßte natürlich vom Versicherten der Nach¬

weis der rechtzeitigen Auflieferung der Sen¬

dung bei der Post gefordert werden. Ein Ent¬

schuldigungsgrund muß ferner angenommen

werden bei einer durch elie Post schuldlos —

etwa infolge» elementarer Ereignisse (Hoch¬
wasser, abnormer Schneefall) — bewirkten Ver¬

spätung in der Zustellung, ohne daß in diesem
f:nll wohl besonelers strenge Anforderungen an

den Nachweis eler rechtzeitigen Auflieferung
der Postsendung zu stellen wären. Der Fall

einer falschen Rechtsbelehrung verliert m. E.

dann die ihm in der Rechtsprechung zu § 1547

Abs. 1 Nr. 2 RVO. eingeräumte Bedeutung,
wenn elie demnächst zur Verwendung gelan¬
genden genormten Krankenscheine einen Hin¬

weis auf die Rechtsnachteile einer verspäteten
Meldung enthalten«
Als Entschuldigungsgrunel könnte hingegen
nach einer in eler „Albererversorgung" 1931,
S. 240 Nr. 3 erteilten Rechtsauskunft im ell¬

gemeinen n icht angesehen werelen, wenn z. B.

,,eler Arzt die Bescheinigung verspätet aus¬

gestellt hat, der Kranke angeblich keinen Boten

zur Verfügung hatte, oeler wenn ein vom

Kranken Beauftragter die Meldung unterlassen

hat" usw. Ferner hat elas VA. Wernigerode am
20. November 1930 (DKrK. 1931 377) ent¬

schieden, daß der Krankengehlanspruch auch

dann ruhe, wenn elie Verspätung eler Meldung
infolge kassenseitiger Annahmeverweigerung
eines vom Versicherten ungenügend frankier¬

ten und daher mit Strafporto belasteten Briefes
zustande komme, da es allein auf elen E i n -

g a n g der Meldung ankommt.

Inwieweit gilt elie» Vorschrift f ü r

die Wochenhilfe»?

Durch die I. Notverordnung war der ^ 218
RVO. geändert urul in folgende Fassung ge¬

kleidet worden: „Die §8 216, 217 gelten ent¬

sprechend bei Wochenhilfe sowie in den Fallen
r §§ 205 und 205a ür die berechtigten

Familienmitglieder/4 Das hatte zur Folge, dafi
in eh Praxis Meinungsverschiedenheiten über
len Geltungsbereich eles § 216 Abs. 3 RVO.
:m Rahmen eler Woche»nhilfeleistung-*n auf¬

tauchten. Insbesonelere erschien elie Anwend¬
barkeit eler Vorschrift auf elas Wochen¬

geld streitig. Das RVA. hat die Streitfrage
durch eine grundsätzliche Entscheidung vom

19. März 1931 (AN. f. R. IV S. 158) dahin ge¬

klärt, daß der Absatz 3 des § 216 nur auf das

Schwangerengeld Anwendung fin¬
den könne. Die strittige Bestimmung mache

das Ruhen der Barleistung von der Nichtmel¬

dung der Arbeitsunfähigkeit abhängig.
Arbeitsunfähigkeit als Leistungsgrund sei darum
erstliche Voraussetzung, und der § 216 Abs. 3

RVO. sei als Ausnahmevorschrift an das

Gegebensein dieser Voraussetzung gebunden.
Da das Wochengeld jedoch durch völlig
andere Leistungsursachen ausgelöst werde und

seine Zweckbestimmung von derjenigen des

Krankengeldes sich grundsätzlich unterscheide,
müsse die Frage der Anwendbarkeit der in

Rede stehenden Bestimmung auf das Wochen¬

geld verneint werden.

Hans Müller, Frankfurt a. M.

Allgemeine Ortskrankenkasse Hamburg.
Die Mitgliederzahl ist im Laufe des

Jahres 1930 um 18 607 auf 327 692 gesunken.
Die Arbeitgeber bezifferten sich auf 56 064, sie

nahmen um 3936 ab (Krisenopfer).
Die* Beitragseinnahme betrug 38,04
Millionen Reichsmark. Gegen 1929 ist sie um

3,35 Millionen Reichsmark niedriger; auf ein

Mitglieel entfielen 111,50 RM. gegen 120,17 RM.

im Vorjahr. Dirrch die Herabsetzung des Bei-

tragsfuues von 7 auf 6,5 v.H. am 1. Novembei

entstand ein Ausfall von 500 (XX) RM.; eler

weitere Rückgang ist eine Folge der geringeren
Mitgliederzahl, der erheblichen Lohnsenkungen
und der vermehrten Kurzarbeit. Ende 1930

waren Beitragsausstände in Höhe von 1,03 Mil¬
lionen Reichsmark vorhanden. Um die Rück¬
stände recht schnell hereinzubekommen, bean¬

tragte der Kassenvorstand gemäß $ 404 RV( >.

die Bestellung eigener Vollziehungsbeamten.
Der Kr en kc nst and an Arbeitsunfähigen
belief sich aul 3,93 v. H. der Mitglieeler gegen

4,25 v. H. im Grippejahr 1929 Unterstützt

wurelen 137 142 Fälle mit 4 924 000 Krankheits¬

tagen. Während elie Fälle gegen elas Vorjahi
um 28,41 v.H. gesunken sinel, haben sich elie»

Krankheitstage nur um 16,47 v.H. vermindert.
Daher betrug die Durchschnittselaue*r der Ar¬

beitsunfähigkeit 35,91 Tage gegen 30,77 Tage
im Vorjahr. Anerkennenswert hoch ist eii«» Zahl

eler in Genesungs- und Kurheimen sowie Sana¬

torien untergebrachten 4648 Patienten, die
125 383 Pflegetage erforderten. Die Kinderfür¬

sorge mußte infolge der Mindereinnahme leider

eingeschränkt weaelen, doch blieb die Gemein¬
schaftsarbeit mit den Lungenfürsorgestellen
aufrecht erhalten; weiter ausgebaut wurde die

Fürsorgestelle für Beinleidende. Dem 1929 er¬

öffneten Radium-Institut wurde/ edne» Abfüll¬

anlage für raeliumhaltiges I rinkwassen unel füi

Salbenbehandlung angeschlossen; 56,6 v.H. dei

Patienten konnten als geheult oeler gebessert
aus der Behandlung entlassen weiden.

Die Inanspruchnähme' der Kassenieist ungen
folgte im Rückgang nicht den Einnahmen. Die

hieraus entstehende gespannte Finanzlage be

dingt einen Leistungsabbau für 1931. Nennens¬

werte» Reserven stehen dem hingen Gebilde der

Hamburger Kasse — s bestand 1^20 ersi
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! eilt /Mi Verfüj Ui t

Ui erwachs! elen K i g ,nen

/ ikunft elie große Autgabe, elen bei-

Wiederaufbau der Leistungen durchzu-

Aus dem Verwaltungsbericht der Hütten»
und Walzwerksberufsgenossenschaft In

Essen Im Jahre 1930.

Aus dem I hte ist su ersehen, elaß die Zahl

versicherten Arbeiter und Angestellten ent-

^j lend elem stark verminderten Beschäfti¬

gungsgrade in dei Hüttenindustrie erheblich

al ommen hat. Noch stärker als elie Beleg-

sc h/dtsziffern sin«! dir Zahlen über die gemel¬

deten und antat haeligungspflie htig geworelenen
Unfälle* gesunken. Bereits im Jahre 1()2<> war

hang ein wesentlicher Rückgang
(zustellen. Im Jahre 1930 war der Rück-.

Kmders auffällig. Die Unfallmeldungen sanken

von 34 404 auf 22 836, in ähnlichem Umfn

auch die Zahl der erstmalig entschädigten Ul

fallet Erfreulich ist auch der erhebliche Rüe

ler tödlichen Unfälle; sie sanken von I91

im Jahre 1928 auf 167 im Jahre 1929 und 13<

im Jahre 1930. Trotz dieser Rückgänge de

Unfälle ist eine nennenswerte Entlastung de;

rufsgenossenschaft nicht eingetreten; sie h

wen der Entschädigungsleistung für cl

\ruberen Unfälle von über 11,5 Millionen RM

annähernd dieselbe Umlage wie im Jahre 192*

aufzubringen. Auf 1000 RM. Lohn und Gehah

umgerechnet ergibt sich sogar eine Steigern
em 17,4 v. H.

ANGESTELLTE UND BEAMTE

Die Ruhegehälter ehemaliger berufs¬

genossenschaftlicher Angestellter unter¬

liegen ebenfalls der Kürzung nach

Kapitel II des Zweiten Teiles der Ver¬

ordnung des Reichspräsidenten zur

Sicherung von Wirtschaft und Finanzen

vom 1. Dezember 1930 (Reichsgesetzbl. I

S. 317).
\us den Gründen: Der Senat hat die

Streitfragef Ob auf Grunel des § 5 in Ver-

I indung mit elen $$ 1 unel 3 in Kapitel II eles

Zweiten Teils elei Verordnung eh Reichs¬

präsidenten zur Sicherung von Virtschaft und

nanzen vom 1. Dezember 1930 /iuch elas

Ruhegehalt der früheren Angestellten eler

lWriitsgeneissense hatten um 6 V. H. zu kürzen

t. bejaht. Aus dem Wortlaut «les $ 5 geht

dies* Verpflichtung ehr Berufsgenossenschaften
/war nicht eindeutig hervor. Die* Worte ..zum

/we«l «iem $ 1 in Verbindung mil $ 3

tspred ^n Kürzung eler Bezüge .. können

ber vom < lesetzgebei nicht anders gemeint
sein und können ach nichl anders verstanden

len, als dai i im $ 5 genannten Körper"
chaften ebenfalls rpflichtet werelen seilten.

• Kürzung dei Bezüge bea ihren ehemaligen
\ teilten vorzunehmeng wi« es für «de im

1 Buchstabe b aul geführten Rul

empl ies Reichs vorgeschrieben ist. Dean

in Beschwerdeführe! vertretenen Aus»

ndr dei Zweck der V< !er in

«»glichst fühlbaren Entlastung der

K i t, nur unvollkon n

cht werden. Dei Beschwerdeführer kann sich

•: auch nicht e il berufen, dab • 5

h« ßt: können Tarif- und Einzel-

unstell. gekündigt w< rden,*' Denn
s«>I! r nicht gesagt weaelen, dab

olchi \ a-lln i Gehaltskürzung zu

» < i Ken, denen elas Dien Itnis

_m w* n kann. Vielmehi i^t der Sinn

: Woi ti - i fven und

stellungsvertri h wenn sie eil

ngsmöglichkeit überhaupt icht oeler

/•¦it r loch zum Zw« < ke der
e j. tsküi rung geküi digi v\ Aut

eler Einwand geht fehl, die Gehaltskürzung dürt*

höchstens dann vorgenommen werden, wenn

in ehe Dienstordnung der Berufsgenossen¬
schaften, die den Angestellten die Berechnung
ihrer Ruhegehaltsbezüge nach den Vorschrifte

eles Reichsbeamtengesetzes in der Fassung d*

Gesetzes über die Einstellung des Personal-

bbaues und Aenderung der Personalabbau

Verordnung vom 4. August 1925 (Reichsgesetz-
blatt I S. 181) gewährleistet, die Kürzungsvor¬
schriften eler Notverordnung aufgenommei
seien. Dies wäre nur dann richtig, wenn dies«

Kürzungsvorschriften in die Form einer Aende¬

rung des Reichsbeamtengesetzes gekleid«
wären. Di» ist aber nicht der Fall. Di»

Kürzungsvorschriften greifen vielmehr übei

elen Geltungsbereich jenes Gesetzes weit hinaus

indem sie auch elie Verhältnisse der Beamtei

unel Angestellten der Länder, der Gemeinde

unel eler sonstigen Körperschaften des öffent

liehen Rechts erfassen. Der Beschwerdeführ

kann deshalb mit der Behauptung, er brauch*

als Ruhegehultsemptänger einer Berufsgenoss¬
schaft eine Kürzung seiner Bezüge nicht l

duielen, nicht clurchdringen.

Jede andere Auslegung würele auch elem Sini

der Notverordnung völlig widersprechen. Dea

das Dienstverhältnis der Angestellten d<

Berufsgi iei schaften ist beamtenähnlich, i

allem soweit es sich um elie Festsetzung de

(Behälter und Ruhegehälter handelt (Reichsve

sie herirngsordnung nut Anmerkungen, heia

ben von Mitgliedern ehs RVA., Bd. II!

Auflage S. 334, Anmerkung 2a zvr $ 600)

ist dahei auch aus diesem Grunde nicl

ängig, Angestellten der Berufsgeno
haften anders zu behandeln als elie Beamte

dab auch die Ruhef Iter der Kür/u

unterliegen sollten und nicht nur die (-• Ite

er noch im Dienste bell llichen Angestellte
an auch noch elarauf hingewi«
ifi im $ 5 der ül te Begrifl ..l-

wählt v er. wie keiner l

örterung i Bei
_

!so auch

Rul r umfaßt. Demgemäß sind im

i Im züge" in Dienstbi e unel V* rgun

rt. (Entscheidung des UV

I Jui 1031, AN. 1U31 IV. S >.)
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RECHTSPRECHUNG

Das Ruhen

des Krankengeldes nach § 189 RVO*

lindgültige Entscheidung des OVA. Düsseldorf

vom 4. Juli 1931.

Ausden Gründen: Nacl« $ 189 RVO. ruht

SS KG., wenn une! soweit während der Krank¬

heit Arbeitsentgelt gezahlt wird. Zuschüsse des

AG. gelten auch dann nicht als Arbeitsentgelt,

wenn sie auf einer Verpflichtung beruhen. Die

strittige Frage ist, ob die vom AG. in der Zeit

er Erkrankung vom 11. Oktober bis 20. Novem¬

ber 1930 an die Berufungsklägerin gezahlten

Beträge Arbeitsentgelt oder einen „Zuschuß"
zum KG. darstellen. Es kommt dabei nicht

arauf an, welche Bezeichnung diesen Zahlun¬

gen in dem Einzel- oder Kollektivarbeitsvertrag

beigelegt ist. Denn für den Rechtscharakter

eines Vertrages sind nicht die von den Par¬

teien in dem Vertrag willkürlich gewählten Be¬

zeichnungen maßgebend, sondern der Inhalt der

vertraglich vereinbarten Rechtsbeziehungen und

eler nach den Umständen zu ermittelnde Wille

*'er Vertragsparteien. Es ist daher nicht be¬

deutsam, ob die vom AG. zu zahlenden Be?-

träge als „Arbeitsentgelt" oder als „Zuschuß'
bezeichnet sinel, sondern es ist ohne Rücksicht

auf die äußerliche Bezeichnung der Inhalt der

getroffenen Vereinbarungen zu prüfen.

Bei dieser Prüfung des Arbeitsvertrages wird

<'nvon auszugehen sein, daß überall dort, wo

(iie vertraglichen Regelungen sich im Rahmen

eler H 616 BGB., 63 HGB. und 133c RGO.

halten, die vom AG. gezahlten Betrüge Arbeits-

( ntgelt darstellen. Die genannten Vorschriften

beistimmen ausdrücklich, elaß bei unver¬

schuldeter Krankheit dem AN. für die gesetz¬
lich bestimmte Zeit der „Arbeitsentgelt" weiter¬

zuzahlen ist. Uebernimmt also der Arbeitsver¬

trag den wesentlichen Inhalt der gesetzlichen

Bestimmungen, so können keine Zweifel dar¬

über bestehen, elab che Leistungen Arbeits-

? ntgelt darstellen. Nun wirel allerdings im

Hinzelfall der Streit stets darum gehen, ob elie

rt raglichen Bestimmungen sich im Rahmen

r gesetzlichen Bestimmungen halten oder

iavon in wesentlichen Punkten abweichen, ob

'so ein „Arbeitsentgelt
"

ler ein „Zuschuß"
»rliegt Das Arbeitsgericht Berlin hat in der

itscheadung vom 10. November 1930 at

prochettp daß Zuschüsse zum Arbeitsentgelt

ur Beträge sein können, elie \< i. seinen

\N. in Zeiten Verdienstausfalles zahlt, d.h.

-tr einei Zeit, in der die AN. \ sätzlich

.nach in Arbeitsvertn keine Gehalts*-

rvspruch haben'. Der Sinn dii Au^führun-

en ist nicht klar. Sollte mit (unel dafür

pricht der Wortlaut der Ausführui _) gi

int - ie von» AG. wahrend

ankheit Iten Beträge ran dann einen

Zuschub" .Meile:. I er AN. auf die

• hingen keinen Ans| • wirel d

h* n, dab nach I 1S<< Satz 3 RVO. Zu¬

schüsse ei \(j. zum KG. auch elann nicht als

Arbeitsentgelt gehen, wenn sie aut • Ver*-

»flichtung l>eruhen. Man kann 'iahen nicht aus

.e, dab eler AN. auf die Zahlungen

inen Rechtsanspruch hat, schließen, daß •

sich stets um Arbeitsentgelt handelt. Der Um¬

stand, daß der AN. die Zahlungen be¬

anspruchen kann, besagt also über den Rechts-

e harakter der Zahlungen gar nichts.

Für die Beurteilung der entscheidenden Frage,
ob die vertraglichen Vereinbarungen in den

Rahmen der gg 6*6 BGB., 63 HGB. und 133 c.

RGO. fallen, sind folgende Umstände von Be¬

deutung: Zahlreiche Tarifverträge enthalten dh>

Bestimmung, daß eine Fortzahlung des Gehalts

bei Krankheit nur dann stattfindet, wenn unei

solange während der Krankheit KG. gezahlt
wird oder zu zahlen ist. Vielfach ist weiter ver¬

einbart, dafi die Weiterzahlung des Gehalts in

Anlehnung an die Karenzzeit des § 182 RVO.

erst mit dem vierten Tage nach Beginn der

Arbeitsunfähigkeit einsetzt und nur ein Teil des

Tariflohns (meistens «80 oder 90 v. H.) gewährt
wird. In solchen Fällen können keine Zweifel

darüber bestehen, daß die Leistungen nicht als

„Arbeitsentgelt- zu betrachten sind, da sie in

allen wesentlichen Punkten aus dem Rahmen

eier genannten gesetzlichen Bestimmungen, die*

eine unverminderte, vom ersten läge der

Arbeitsunfähigkeit einsetzende Weiterzahlung
des bisherigen Gehalts gewährleisten, heraus¬

fallen. Denn die Gewährung der Bezüge ist

von der Zahlung von KG. abhängig gemacht,
sie beginnt auch nicht unmittelbar mit der

Arbeitsunfähigkeit, sondern erst nach einigen

Fugen und die Leistungen des AG. erreichen

nicht den vollen Gehalt. Enthält also ein

Arbeitsvertrag solche Bestimmeingen oder auch

nur ednen wesentlichen Teil von ihnen, so

handelt es sich bei den Zahlungen nicht um

Arbeitsentgelt, ndern um Zuschüsse. Hat

eiagegen nach dem Arbeitsvertrag der AG. die

bisherigen Bezüge bei Arbeitsunfähigkeit in

vollem Umfange weiterzuzahlen, so handelt es

sich auch elann um Arbeitsentgelt, wenn elei

AG. berechtigt ist, von den Bezügen elas KG.

abzuhalten. Denn mit der Kürzung der Ge-

haltsbezüge um den Betrag eler Barleistung«

us der KV. wird nur eler in den gesetzlichen
Bestimmungen auselrücklich niedergelegte

Grundsatz, dafi neben Arbeitsentgelt KG. nicht

gezahlt werden soll, nochmals wiederholt; eine

Aenderung der rechtlichen Natur der Leistung
I - AG. tritt damit nicht ein (ArbVersorg. 1931

lieh 10 S. 157). 1) Auffassung ist durch das

Urteil «ies RAG. vom li. Pebruar 1931 (703/30)
¦»tätigt worden. Die' K ism* ist

her tur Verweigerunj les KG. 1 chtigt,
un<\ der AN. hat

_

n den AG. eineai Ar

spruch aut Weiterzahlung des vollen Gehalts.

Nun sind allerdings die Kk. nicht schon in

.
zur \\ ig des KG. I htig!

weil dem AN. ein Ansprud ui Zahlung des

Gehalts währ Krankheil zusteht

Denn nach ausdrücklieh«; Bestimmung im§ lw

RVO. ruht das KG. nur, wenn unel soweit <

Versichertl Arl *!t „erhält". Das Ruhen

tritt alse> nur elann ein, wenn el«*: Arbeitsentgelt
tatsächlich !t wir- In el» Literatu

finelen zwar auch *
v ten. Di
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hier \«;: Auffassung entspricht ber

sowohl eiern klaren Wortlaut cles Gesetzes wie

elen iozialen Bedürfnissen der Versichertelt In

Pillen, in denen ei«*r AG. die Weiterzahlung
des v Gehalts verweigerte, würde

der Vi te bei Nichtzahlung eh KG.

völlig hilf- unel mittellos dastehen. I>ios würde

eiern Grundsatz der KV., dafi eler wirtschaftlich

schwache- AN. bei Krankheit geschützt werelen

mufi, widern en. Verweigert elaher der AG«

in vollem Umfange ehe Weiterzahlung ehs

Arbeitsentgelts, mufi elas KG. voll gezahlt
werelen. Anden ist elie Rechtslage, wenn dei

AG. eh-n Gehalt unter Abzug eles KG. weitei-

zahlt. Hier hat nicht etwa das gesamte KG. zu

ruhen, selbst elann nicht, wenn der gezahlte
Arbeitsentgelt eh-n Betrag des KG. übersteigt.
Denn nae h ausdrückliche i Bestimmung ch

S 180 RVO ruht ehis KG. nur, wenn und

,.soweit" Arbeitsentgelt gezahlt wird. Es wirel

in solchen Fällen festzustellen se-in, welchen

Humlertsatz des vollen Gehalts der vom AG.

tatsächlich gezahlte (iehaltsteil ausmacht Bin

entspiechender Teil eles KG. hat zu ruhen. Un¬

richtig ist daher eii«- in dem lirlab des RAM.

vom 2. August 1930 niedergelegte Auffassung,
dafi in Fialen, in elenen der Arbeitsentgelt
geringer ist als das KG. im allgemeinen, ehr

llnterschiedsbetrag e|«-s KG. zu zahlen ist. Denn

das Gesetz spricht nirgends davon, elab elie Be¬

züge eler Versicherten nur in Höhe eles KG.

gewährleistet werelen sollen. Be-i teilweiser

Zahlung des Arbeitsentgelts ist elas KG. viel¬

mehr stets nach eh-n oben nnge-ge-beneai, elen gi
satzlichen Bestimmungen allein Rechnung
tragenden Grundsätzen zu l>erechnc n.

Prüft man unter diesen Gesichtspunkten den

iwischen den Parteien bestehenden Arbeits

vertrag, se> können kerne Zweifel bestehen, dafi
elie' vom AG. währenel der Krankheit gezahlten
Bezüge nichl Arbeitsentgelt; sonelern einen Zu¬

schuß darstellen. Denn elie Bezüge werden erst

vom vierten läge der Arbeitsunfähigkeit aB

gewahrt unel erreichen nicht den vollen Arbeits¬

entgelt; da bei Unverheirateten nur SO v.H und

bei Verheirateten W v.H. eh-s Tariflohns ge¬

währt werden« Die-s«- Regelung tällt elaher aus

< em Rahmen des I 616 BGB. in wesentlichen

Punkten heraus. Darauf, elab ehe* Bezüge im

Tarifvertrag als „Lohn" bezeichnet werden,
kommt es. wie» ln-ie-its dargelegt, nieht an.

Es besteht kein Anspruch eines Dritten

auf Ersatz des Familiensterbegeldes, auch
wenn er Besorger des Begräbnisses ist.

Entscheidung eles Oberversicherungsamts Ber-

hn vom 21.Januar 1930 IC8050/29 XII.

I at beste n el : Das Kassenmitglieel hatte
seine Ehefrau unel sich selbst erschossen. Hin

Verwandte! besorgt«- die Beerdigung beidei
Eheleute. Wahrend eii«- Krankenkasse für den

Ehemann, ihr Mitglied, das Sterbegel 1 zahlt*

rei weigerte sie die Zahlung eles Pamiliensterbe«
gehles tur die- Ehefrau.

Gründe: Dei Klager kann sieh nicht mt

$$ 677 ff. BGB. (Geschäftsführung ohne Auf¬

trag) berufen. Diese Bestimmung ist in Ange¬
legenheiten der RVO. nicht ohne weitere

wendbar, da elie RVO. eine selbständige ui

e rschöpfende Regelung trifft. Der $ 203 RV< >

bezieht sich nur auf das Sterbegeld des Kassen-

rnitgliedes, eine gleiche Bestimmung hinsieht

lieh des FamiÜensterbegeldes fehlt in der RV<

Die Ausdehnung des § 203 RVO. auf elii

Familienhilfe (J 205b) ist unstatthaft. Eine

Leistung auf Grund der Familienhilfe kommt

nicht in Präge. Das Kassenmitglied ist eh

Ehemann, seiner Ehefrau stand nur Familien¬

hilfe» zu.

Ist der Geschäftsführer einer GmbH, durch

Dienstvertrag bestellt, so unterliegt seine

Beschäftigung der Arbeitslosenversiche¬

rung, sofern sie nicht ongestelltenver-
sicherungsfrei ist. Dadurch, daß der Ge¬

schäftsführer zugleich Gesellschafter der

GmbH; ist, wird die Versicherungspflicht

jedenfalls dann nicht ausgeschlossen,
wenn er als Gesellschafter keinen maß¬

gebenden Einfluß auf die Entschließungen
der Gesellschaft hat.

Entscheidung des Reichsversicherungsamts.
Dritter Beschlubsenat vom 25. März 1931 (III A

2 31 B.)

Aus elen Gründen.: Die Versicherungs¬
pflicht des Geschäftsführers einer GmbH, wird

h-eknfalls dadurch, daß er zugleich Gesell¬

schafter eler GmbH, ist, nicht ausgeschlossen
wenn er als Gesellschafter keinen maßgebende*'
Einfhlfi auf die Entschließungen eler Gesell¬

schaft hat. Dies ist, sofern nicht abweichende

Vereinbarungen bestehen, regelmäßig elann el.

Fall, wenn er selbst weniger als die Hälfte eh

Geschäftsanteile an dem Stammkapital elei

GmbH besitzt (zu vgl. § 47 Abs. 1 Satz 2 eh

Gesetzes betreffend di«- GmbH.). Dabei ist jedi
einzelne Geschäftsführer für sich zu betreich

ten. Bs kommt deshalb nicht elarauf an, «

etwa elie sämtlichen Geschäftsführer als Gesell

hafter zusammen elen maßgebenden Einlhil

besitzeiif da eine Verbindung eler Arbeitnehmei

und der Arbeitgebereigenschaft nur in der Pei

son eles einzelnen Geschäftsführers vorliegt
kann.

Mitteilungen der Schriftleitung.

Aus raumtechnischen Gründen müssen

Numrnei 23 unel 24 die- „Aufgaben ut

Lösungen*4 wegfallen.
Aus dem Leserkreis unserer Zeitschrift wurd

an uns elie Bitte gerichtet, die in e|«-r Spalt
„Rechtsprechung" veröffentlichten Entscheiden

gen nach Paragraphen geordnet zusammen!

stellen. \X ir weisen darauf hin, elaß her

in dem Inhaltsverzeichnis für den Jahrgang !

(\ eröffentlicht in Nr. 1 1^31) ein solches V«

Eetchnis enthalten ist. Selbstverständlich \n

auch in das Inhaltsverzeichnis für den Jah

mg 1M31 ein solches I\aragraphenrc*giste-i I

irbeitet werden.

Verantwortlicher Schriftleiter 1 Josef Aman. — Verlag des Zentralverbandes der Angestellten (O. Urban)

Druck: Vorwärts R-i« hdrurkeret Paul Singer & Co. — Sämtlich in Berlin



Relchsversorgungsgesetz in der Passung vom 22. Dezember

1927 unter Berücksichtigung der Vorschriften der Notver¬

ordnungen vom 26. Juli 1930, vom 1. Dezember 1930 und

5. Juni 1931 — mit den Bestimmungen Ober die Zusatz¬

rente in der Passung vom 5. Juni 1931 und Auszügen aus

den Durchführungsbestimmungen. Herausgegeben von

Arnold Burmeister, ehem. Inspektor bei der

Hauptfürsorgestelle Hamburg und Beisitzer beim Ver¬

sorgungsgericht Hamburg. Heft 6 von Wordeis Textaus¬

gaben. 4. Auflage. 68 Seiten. Verlag Priedrich A. Wordel.
Leipzig C 1, Königstr. 26B. Einzelpreis 0.70 RM.. bei

Partiebestellungen von 10 Stück an Ermäßigungen. Das
Werkchen ist besonders durch die geschickt angeordneten
Regierungserklärungen und Ausfühmngsbestimmungen so¬

wie durch ein sorgfältig bearbeitetes Sachregister zu emp¬

fehlen, das die praktische Anwendung dieser Textausgabe
bedeutend erleichtert.

Gesetz iber Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche¬

rung« Ul S. Verlagsgesellschaf: deutscher Krankenkassen

m. b. H., Berlin-Charlottenburg 1. Vorzugspreis 0.6ü RM.
Die handliche Textausgabe mit dem ausführlichen Stich¬

wörterverzeichnis ist neu erschienen. Sie enthält auch die

letzten Aenderungen durch die Notverordnungen.

Erste Vertreterversammlung des Hanptverbandes deutscher

Krankenkassen« Der HdK. hat nunmehr seinen Bericht

über die erste Vertreterversammlung, die an Stelle

des sonst üblichen Deutschen Krankenkassentages am

15. und 16. August in Mainz stattfand, der Oeffentlichkeit

übergeben. Das hohe Niveau der Tagesordnung ließ aus

dem Tagungsbericht ein Zeitdokument werden, dessen

Inhalt jeden Fachmann bereichern wird. Raummangel

gestattet leider nicht, im eirzelnen ausführlich zu dem

Inhalt Stellung zu nehmen. — Der vom Geschäftsführer
F. Bohlmann gegebene Geschäftsbericht spiegelt in

klarer Weise alles wider, was im Berichtsjahr auf die

Krankenversicherung und ihre Träger eingewirkt hat; er

stellt die wertvolle Arbeit des HdK. sowohl für die

Krankenkassen wie für die Krankenversicherung als

Ganzes erneut unter Beweis. — Neben einem Referat
über die Prüfstelle deutscher Kranken¬

kassen, einer zentralen Einrichtung auf Grund der

Notverordnung, die sich auf den vom HdK. bereits seit

Jahren bei den einzelnen Landesverbänden bestehenden

Prüfstellen aufbauen konnte, enthält der Bericht einen

wertvollen Vortra* des geschäftsführenden Vorsitzenden
Helmut Lehmann über ..Die Auswirkun¬

gen der Notvcrordnunge n". Klar legt der

Redner dar, wie sich ganz zwangsläufig die allgemeine
wirtschaftliche Entwicklung unserer Tage auf die Kranken¬

versicherung ausgewirkt hat und auf welche Weise ver¬

sucht worden ist, die Träger der Krankenversicherung an

die veränderten wirtschaftlichen Verhältnisse anzupassen.

Die unliebsamen Auswirkungen der Notverordnungen wer¬

den aufgezeigt unJ Wege gewiegte« wie dem wachsenden
Druck auf die Krankenkassen Widerstand geleistet werden

kann. — Dem Bericht des geschäftsführenden Vorsitzenden
Helmut Lehmann geht voraus der Vortrag des Ministe¬

rialdirektors Dr. Grieser über ,.D i e

Krankenversicherung in der Wirt¬

schaftskrise". In irteressanter Form wird ein

Bild der weltwirtschaftlichen Entwicklung und der da¬

durch beeinflußten deutschen Wirtschaftskrise gezeichnet.
In der Krankenversicherung ist auf eine Zeit stetiger

Vermehrung der Beitragseinnahmen und dadurch mög«
lieber Erhöhung der Ausgaben eine Zeit des Sinkens der

Einnahmen und Ausgaben gefolgt. — Welche Maßnahmen

werden auf dem Gebiete frtr Krankenversicherung noch

kommen? Ministerialdirektor Dr. Grieser findet das

Wort: ,,Es gibt auch in der Deflation eine Grenze, es gibt
auch eine Bedarfsgrenze nach unten4' — ..Ohne die Ver¬

sicherung ist die Lebensführung der Arbeiter und Ange¬
stellten im innersten Kern gefährdet. — Für die Arbeiter
und die Angestellten ist die Sozialversicherung eine unent¬

behrliche Lebensform geworden.4*

Jahrbuch der Krankenversicherung Hr 1*31. Heraus¬

gegeben vom Hauptverband deutscher Krankenkassen
e. V.. Berlin. Verlagsgesellschaft deutscher Kranken¬

kassen m. b. H.. Berlin-Charlottenburg, Berliner Str. 137.

336 Seiten. Preis 3 RM. — Das starke öffentliche

Interesse, das die Krankenversicherung durch die Not¬

verordnungen des Reichspräsidenten gewonnen hat, lenkt

die Aufmerksamkeit in besonderem Maße auf das soeben

erschienene Jahrbuch der Krankenversicherung. Dieses

in regelmäßiger Folge vom Hauptverband deutscher

Krankenkassen herausgegebene Jahrbuch bestätigt auch

dieses Jahr den guten Ruf seiner Vorgänger. Außer den

Berichten über die Tätigkeit des Hauptverbandes, einer

Organisation, die über 12 Millionen Versicherte umfaßt,

enthält es einen Ueberblick über Entwicklung und Stand

der deutschen Sozialversicherung, im Anschluß daran

werden Einzelfragen aus Wirtschaft und Recht der

Krankenversicherung erörtert: Die Aenderungen der

Reichsversieherungsordnung, Das Verhältnis der Kranken¬

kassen zu den Aerzten, Zahnärzten und Dentisten, Die

Arznei- und Heilmittelversorgung, Die Rechtsprechung
des Reichsversicherungsamtes. Dr. O. Stein, Referent im

Internationalen Arbeitsamt in Qenf, berichtet über die

Krankenversicherung im Ausland. Ferner haben sich auch

in diesem Jahre eine Reibe führender Sozialbygieniker

mit Aufsätzen beteiligt, die Spezialgebiete der Volks¬

gesundheit behandeln. So geht die Bedeutung dieses

Jahrbuches weit über den engeren Rahmen der Kranken¬

versicherung hinaus. Besonders aufmerksam machen wir

auf die repräsentative Statistik für das Jahr 1930. Zwei

Drittel aller Ortskrankenkassen mit etwa vier Fünftel der

Mitglieder haben sich an ihr beteiligt. Da sie etwa ein

Jahr vor der amtlichen Statistik erscheint und manche

Gebiete bedeutend eingehender behandelt, bietet sie für

die schwebenden Fragen der Gesetzgebung und Ver¬

waltung nicht nur das aktuellste, sondern auch das viel¬

seitigste Tatsachenmaterial dar. Graphische Darstellungen

und Bilder aus der gesundheitlichen Aufklärungsarbeit der

Krankenkassen ergänzen die textlichen Ausführungen. Wir

können die Anschaffung jedem an der Krankenversicherung

Interessierten dringend empfehlen.

Ratgeber für die Arbeitslosenversicherung. Gemeinver¬

ständlich dargestellt von Friedrich Kleeis, Bürgermeister
in Aschersleben. Heft 8 von W'ordels Schlüsselbüchern.

6. Auflage (25. bis 28. Tausend). 4« Seiten. Verlag Friedrich

A. Wordel. Leipzig C 1, Königstr. 26B. Einzelpreis 0,70 RM..
bei Partiebestellungen von 10 Stück an Ermäßigungen.
Nach einem kurzen Rückblick auf die Entstehung des Ge¬

setzes werden Leistungen. Unterstützungsverfahren. Auf¬

bringung der Mittel, Strafbestimmungen usw. behandelt.

Eine Tabelle der wöchentlichen Unterstützungssätze ver¬

vollständigt das Büchlein.

Bauer und Sozialversicherung. Von Dr. Th. Schulte-

Holthausen, Senatspräsident im Reichsversicherungs¬
amt. (Deutsches Bauerntum. Herausgegeben von der

Vereinigung der Deutschen Bauernvereine, Heft 8.) Ver¬

lag von Paul Parey in Berlin SW 11, Hedemann-

straße 28 und 29. 15 RM. (Partiepreise: 10 Stück je

13.50 RM.; 20 Stück Je 12 RM.; 50 Stück je 11 RM.)
Zum ersten Male wird das gesamte für die Landwirt¬

schaft geltende Recht der Sozialversicherung zusammen¬

fassend behandelt. Das Werk stellt die Eingliederung der

Landwirtschaft in die Selbstverwaltung der Sozialver¬

sicherung dar und behandelt daher ausführlich die Be¬

setzung und den Geschäftsbetrieb der Versicherungsträger.
Der zweite Abschnitt behandelt in sehr wertvollen aus¬

führlichen Darstellungen die landwirtschaftliche Sozial¬

versicherung selbst, und zwar einschließlich der Arbeits¬

losenversicherung. :schichtliche und statistische An¬

gaben sowie ein umfangreiches Sachregister umrahmen

das sehr fleißig und sorgfältig zusammengestellte Werk.

Möge es dazu helfen, den Bauern tätig in das große Werk

der Selbstverwaltung einzugliedern und die Bauernschaft

kulturell und sozial zu fördern.



Der Schlüssel zum Berufswissen

des Sozialversicherungsangestellten sind die

Fortbildungsschriften
für die Angestellten In der SozialVersicherung

Als Neuauflage ist herausgekommen:

HEFT MEHRLEISTUNGEN

IN DER KRANKENVERSICHERUNG
Von Julius Cohn, Direktor der Allgemeinen Orts¬

krankenkasse der Stadt Berlin

Preis für ZdA-Mitglieder 070 RM., für Nichtmitglieder 1,40 RM. bsi Voreinsendung
des Betrages auf das Postscheckkonto Berlin 11931 (Emil Wucher)

Verlag des

Zentralverbandes der Angestellten (O. Urban) Berlin SO 36, Oranienstr. 40-41
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in Aufbau, Text und Bildausstattung
mach gänzlich neuen Gesichtspunkten
bearbeitet, durchaus auf die Bedürfnisse

des modernen Menschen eingestellt
Wenn Sic sofort beiiellt« und ein alt«*» Lcxlfco*
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Es ist neu erschienen:

Kinderland

1932
Ein Jahrbuch für Arbeiterkinder in

Stadt und Land. Reich illustriert.

Farbige Bilder beleben das Buch.

Sprudelnde Lebensfreude vom

ersten bis zum letzten Blatt.

Die Kinder haben selbst daran

mitgearbeitet Das Kinderland

kostet 1.50 RM. Zu haben

in allen Buchhandlungen.


